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Sehr geehrte Leserinnen 

und Leser!

Mit dieser Publikation präsentiere ich aktuelle Daten und

Fakten, die ausgewählte Lebensbereiche von Frauen und

Männern mit ihren unterschiedlichen Ausprägungen dar-

stellen. Damit wird das Handlungspotential zur Verwirklichung

der Gleichstellung von Frauen und Männern illustriert.

Die vorliegenden Ergebnisse sind eine wesentliche Voraus-

setzung für ein auf die Zielgruppen abgestimmtes gleichstel-

lungspolitisches Handeln. 

„Frauen und Männer in Österreich“ beinhaltet statistische

Daten und Analysen zu demographischen Strukturen, Lebens-

formen, Bildung, Erwerbstätigkeit und Einkommen. Die hier

zusammengefassten Fakten und Erkenntnisse geben einen

umfassenden und vergleichenden geschlechtsspezifischen

Überblick der wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten

von Frauen und Männern in Österreich. Sie bieten damit

unter anderem eine wichtige Grundlage zur Berücksichtigung

von Gender Mainstreaming in Verwaltung, Politik und Wirt-

schaft und den jeweiligen Verantwortungsbereichen.

Ich möchte mit der vorliegenden Broschüre allen Interes-

sierten aktuelles Zahlenmaterial zur Verfügung stellen und

eine breitere Öffentlichkeit für die Verwirklichung der Gleich-

stellung von Frauen und Männern sensibilisieren.

Doris Bures

Bundesministerin für Frauen, 

Medien und Öffentlichen Dienst

Vorwort





Die vorliegende Broschüre bietet eine Analyse der Lebens-

situation von Frauen und Männern in Österreich. Zielsetzung

war mit Hilfe der zahlreich verfügbaren Statistiken eine

möglichst umfassende Beschreibung der wirtschaftlichen

und sozialen Gegebenheiten vorzunehmen. Der Bericht 

konzentriert sich auf vier Bereiche: Demographische Struk-

turen/Lebensformen, Bildung, Erwerbstätigkeit und Ein-

kommen. Mit einer komprimierten Auswahl der wichtigsten

Informationen zu diesen Themenkreisen soll die Publikation

auch helfen, die Frage nach möglichen bisherigen gesell-

schaftlichen Veränderungen zu beantworten. Damit soll

allen Verantwortlichen und Interessierten aktuelles Zahlen-

material mit entsprechender Interpretation zur Verfügung

gestellt werden.

Die Darstellung erfolgt mittels eines analytischen Textteiles

(mit grafischen Aufbereitungen) und eines weiterführenden

Tabellenteiles. In diesem werden immer die Ergebnisse für

Frauen und Männer angeführt, jedoch sind aus Platzgrün-

den nicht überall „Insgesamt“-Werte zu finden. Wichtige

fachliche Erklärungen wurden in einem eigenen Abschnitt

„Erläuterungen“ zusammengefasst.

Bei einigen zentralen Themen wurde eine weiter zurück-

reichende Zeitreihe aufgenommen, ansonsten liegt der

Schwerpunkt der Präsentation auf den späteren 90er 

Jahren bis 2005/06.

In dieser Publikation werden die jeweils ausgewählten

wichtigsten Aspekte in konzentrierter Form dargestellt.

Darüber hinaus liegen jedoch noch zahlreiche weitere 

Informationen vor. Für statistische Anfragen steht Ihnen

Frau Mag. Julia Schuster Tel. +43 (1) 71128-8284, 

E-Mail: julia.schuster@statistik.gv.at) gerne zur Verfügung. 

Einleitung





In diesem Kapitel werden zunächst grundlegende

demographische Strukturen und langfristige 

Entwicklungen der weiblichen und männlichen

Wohnbevölkerung aufgezeigt. 

Im Weiteren werden Informationen über geschlechts-

spezifisch unterschiedliche Lebens-, Haushalts- und

Familienformen präsentiert. 

Wesentliche Daten über Frauen und Männer mit

ausländischer Staatsbürgerschaft sind ebenfalls

enthalten.

DEMOGRAFISCHE STRUKTUREN,
LEBENSFORMEN

Bevölkerungs-

struktur 4

Lebensformen 7

Lebens-

unterhalt 9



FRAUENANTEIL AN DER GESAMTBEVÖLKERUNG

STEIGT MIT ZUNEHMENDEM ALTER DEUTLICH AN

Die Bevölkerungszahl Österreichs ist seit der Volks-

zählung 1951 um 19% gewachsen (Tabelle 1). 1951

betrug die Einwohnerzahl noch 6,93 Mio., im Jahr

2006 waren es laut Bevölkerungsfortschreibung

bereits 8,28 Mio. Das Bevölkerungswachstum wird

sich auch in Zukunft fortsetzen, und zwar in einem

ähnlichen Ausmaß wie in der Vergangenheit. Für

2015 ergibt die aktuelle Bevölkerungsprognose der

STATISTIK AUSTRIA 8,55 Mio. EinwohnerInnen, um

3% mehr als im Jahr 2006. 2030 sollten in Öster-

reich 8,85 Mio. Menschen leben, das ist ein Plus

von 7% gegenüber dem Jahr 2006.

Insgesamt leben in Österreich mehr Frauen als

Männer. Der Frauenanteil an der Gesamtbevölkerung

betrug im Jahr 2006 51%. Aus demographischer

Sicht sind dafür drei Faktoren wesentlich: 

1. Im langjährigen Durchschnitt werden jährlich um 

ca. 5% mehr Knaben als Mädchen geboren. 

Daher beträgt der Anteil der Mädchen bei den 

Kindern und Jugendlichen bis 14 Jahren im Jahr 

2006 weniger als 49%.

2. Im jungen Erwachsenenalter ist die Sterblichkeit 

der Männer etwas höher als bei den Frauen. 

Dies wird aber durch die stärkere Zuwanderung 

junger männlicher Ausländer kompensiert. 

3. Mit steigendem Lebensalter verändert sich 

durch die höhere Sterblichkeit der Männer die 

Geschlechterproportion immer stärker zugun-

sten der Frauen (Tabelle 1). Ab dem Alter von 

49 Jahren bildeten im Jahr 2006 die Frauen  

die Mehrheit. Der zahlenmäßige Überhang der 

Frauen wird dabei im höheren Erwachsenenalter 

immer ausgeprägter. So betrug der Frauenanteil 

bei den 60- bis 64-Jährigen 52%, bei den 75- bis

79-Jährigen 59% und bei den 85- bis 89 Jährigen

73%. Zu diesem starken Ungleichgewicht tragen 

allerdings in den höheren Altersgruppen immer 

noch die männlichen Kriegstoten des 2. Welt-

kriegs bei. In den kommenden Jahrzehnten wird 

die Geschlechterproportion den Vorausschätzun-

gen nach insgesamt relativ konstant bleiben. 

Allerdings wird die Zahl älterer Männer stärker 

steigen als die Zahl älterer Frauen. Denn in 

Zukunft rücken von Kriegsverlusten unversehrt 

gebliebene Männergenerationen ins höhere Alter

vor und es wird dann anteilsmäßig etwas mehr 

Männer geben als heute. Insgesamt bleibt aber 

auch in Zukunft das Alter, insbesondere aber das

hohe Alter eine weiblich dominierte Lebensphase.

DURCHSCHNITTSALTER STEIGT 

KONTINUIERLICH AN

Sowohl bei den Frauen als auch bei den Männern

ist ein stetiges Ansteigen des Durchschnittsalters

festzustellen (Tabelle 1). So erhöhte sich das Durch-

schnittsalter für Frauen von 37 Jahren (1951) auf

42 Jahre (2004) und wird 2030 sogar 47 Jahre

betragen. Bei den Männern zeigt sich im Zeitraum

1951– 2004 ein Anstieg von 34 auf 38 Jahre

und für 2030 liegt der prognostizierte Wert bei

44 Jahren. 

FRAUEN HABEN WEITERHIN EINE DEUTLICH

HÖHERE LEBENSERWARTUNG

Im Jahr 2006 betrug die Lebenserwartung der

Frauen 82,7 Jahre, jene der Männer 77,1 Jahre

(Tabelle 2). Die weibliche Lebenserwartung ist

damit um 5,6 Jahre höher als die der Männer.

Bevölkerungsstruktur



Der Vorsprung der weiblichen Lebenserwartung,

der am Beginn der achtziger Jahre (1982) mit  

7,2 Jahren seinen historischen Höchstwert erreicht

hatte, verkleinerte sich damit in den letzten Jahren

beträchtlich. Die Prognosen der STATISTIK AUSTRIA

ergeben, dass sich die Schere in der Lebenserwar-

tung zwischen den Geschlechtern weiter schließen

wird. 2030 sollte die Differenz nur noch 5,1 Jahre

betragen.

Eine 60-jährige Frau hat derzeit eine weitere

Lebenserwartung von 24,9 Jahren. Die Restlebens-

erwartung eines gleichaltrigen Mannes liegt mit

21,0 Jahren um knapp 4 Jahre darunter. Die Lebens-

erwartung der Menschen im höheren Erwachsenen-

alter ist in den vergangenen Jahrzehnten deutlich

gestiegen. 

Von dieser Entwicklung profitierten Frauen und Män-

ner in gleicher Weise: So stieg die weitere Lebens-

erwartung 60-Jähriger seit dem Jahr 1970 bei 

den Männern um 6,2 Jahre und bei den Frauen um

6,1 Jahre. 

Aufgrund der gestiegenen Lebenserwartung hat

auch die statistische Wahrscheinlichkeit zugenom-

men, ein höheres Alter zu erreichen. Laut Sterbe-

tafel 2006 beträgt die Wahrscheinlichkeit eines

neugeborenen Mädchens das Alter von 60 Jahren

zu erreichen 94%. Dieser Wert sollte bis 2030

sogar noch auf 97% steigen. Für das männliche

Geschlecht liegt die Überlebenswahrscheinlichkeit

bis zum Alter von 60 Jahren derzeit bei knapp 

89%, 2030 sollte sie 95% betragen. Die Wahr-

scheinlichkeit das Alter von 85 Jahren zu erreichen,

stieg bei den Frauen zwischen 1970 und 2006 von 

21% auf 52%. Setzt sich die positive Entwicklung der

vergangenen Jahrzehnte (in etwas abgeschwächter

Form) fort, so erleben rund 73% der 2030 neuge-

borenen Mädchen zumindest ihren 85. Geburtstag

(nicht in der Tabelle ausgewiesen).

ZULETZT WIEDER WENIGER 

EHESCHLIESSUNGEN

Unabhängig von den Schwankungen bei der Zahl 

der Eheschließungen aufgrund der Einführung bzw.

Abschaffung staatlicher Transferleistungen gingen

die Eheschließungen bis vor wenigen Jahren tenden-

ziell zurück (Tabelle 3). Dies gilt besonders für den

Zeitraum seit 1994, bis 2001 mit nur 34.213 jähr-

lichen Eheschließungen ein historischer Tiefststand

erreicht wurde. Seitdem ist die Zahl der Eheschlie-

ßungen wieder bis 2005 auf 39.153 angestiegen

und im Jahr 2006 auf 36.923 zurückgegangen.

ANTEIL DER ERST-EHEN GEHT WEITER ZURÜCK

Nur mehr bei 63% der Eheschließungen des Jahres

2006 waren beide Partner ledig (Erst-Ehen). Der

Anteil der beiderseitigen Erst-Ehen ist damit in den

letzten Jahrzehnten deutlich zurückgegangen –

1965 betrug dieser Anteil noch 80% und 1980

77% (Tabelle 3). 

Aufgrund der höheren Wiederverheiratungswahr-

scheinlichkeiten der Männer war in den letzten 

Jahren der Anteil der Erst-Ehen bei den Frauen

etwas höher als bei den Männern (Ausnahme:

2004, wo es mit 73% einen Gleichstand gab). Im

Jahr 2006 lag der Anteil der Erst-Ehen bei den

Frauen (rund 74%) mit 0,9 Prozentpunkten wieder

über jenem der Männer.



ALTER BEI DER ERSTHEIRAT STEIGT WEITER AN

Das Erstheiratsalter erhöhte sich für Frauen und

Männer in den letzten 30 Jahren kontinuierlich

(Tabelle 3). Das mittlere Erstheiratsalter (Median)1

liegt derzeit bei 28,6 Jahren für Frauen und bei

31,4 Jahren für Männer. 1975 war es noch um

rund 6 Jahre niedriger, es betrug damals 22 Jahre

(Frauen) bzw. 25 Jahre (Männer).

In diesem biographischen „Hinausschieben“ der

Eheschließung spiegelt sich eine Reihe gesellschaftli-

cher Veränderungen wider. Dazu zählen die generell

verlängerten Ausbildungsphasen und der damit ver-

bundene spätere Einstieg ins Erwerbsleben sowie

die stärkere Verbreitung „neuer“ Lebensformen

(unverheiratete Paare, AlleinerzieherInnen, Single-

Haushalte) im jungen Erwachsenenalter.

SCHEIDUNGSHÄUFIGKEIT WEITER STEIGEND

Die Zahl der Ehescheidungen hat sich seit 1960

deutlich mehr als verdoppelt (Tabelle 4). Im Jahr

2006 endeten 20.336 Ehen vor dem Scheidungs-

richter. Die Gesamtscheidungsrate betrug 49% und

erreichte damit einen historischen Rekordwert. Die

Gesamtscheidungsrate gibt an, wie viele Ehen unter

den jeweils beobachteten ehedauerspezifischen

Scheidungswahrscheinlichkeiten früher oder später

vor dem Scheidungsrichter enden. Bei den Schei-

dungswahrscheinlichkeiten des Jahres 2006 enden

demnach 49 von 100 geschlossenen Ehen nicht

durch den Tod des Partners, sondern durch Schei-

dung.

Die mittlere Ehedauer der geschiedenen Ehen ist bis

2003 auf 9,9 Jahre angestiegen, 2006 betrug sie

9 Jahre. Das durchschnittliche Scheidungsalter der

Frauen lag bei 38,8 Jahren, jenes der Männer bei

41,2 Jahren.

42% aller geschiedenen Ehen blieben kinderlos.

Von den 20.336 im Jahr 2006 geschiedenen Ehen

waren insgesamt 15.024 (72%) Minderjährige

(unter 18 Jahre) betroffen, 11.475 davon waren

unter 14 Jahre alt. Im Schnitt hatten die geschiede-

nen Ehepaare nur 1,02 Kinder. 

1 Median: 50% der Erst-Eheschließungen waren jünger,
50% älter als der Wert des Medians.



JUNGE FRAUEN VERLASSEN DAS ELTERNHAUS

FRÜHER ALS JUNGE MÄNNER

Den Status „Kind in einer Familie“ haben mit geringen

Ausnahmen alle Mädchen und Burschen bis zum

Alter von 14 Jahren und auch 95% der Frauen

sowie 96% der Männer von 15 bis 19 Jahren woh-

nen mit den Eltern zusammen. Danach verlassen

junge Frauen früher als junge Männer den elterli-

chen Haushalt. 

So lebten – nach Werten für 2006 – 52% der

Frauen im Alter von 20 bis 24 Jahren, aber 73%

der gleichaltrigen Männer bei ihren Eltern. Im Alter

von 25 bis 29 Jahren gehören nur noch 18% der

Frauen, aber immerhin noch 36% der Männer dem

elterlichen Haushalt an (Tabelle 5). 

Parallel zum früheren Auszug aus dem Elternhaus

gehen Frauen biographisch früher eine erste Part-

nerschaft ein. Im Alter von 20 bis 24 Jahren leben

bereits 28% der Frauen, aber erst 11% der Män-

ner in einer Ehe oder Lebensgemeinschaft. Im Alter

von 40 bis 49 Jahren sind es dann drei Viertel aller

Frauen und Männer. Im höheren Erwachsenenalter

sinkt aufgrund der Sterblichkeitsunterschiede der

Anteil der in Partnerschaft lebenden Frauen drastisch.

43% der 70- bis 79-jährigen sowie 59% der noch

älteren Frauen in Privathaushalten leben allein, unter

den gleichaltrigen Männern sind es bloß 17% bzw.

28%. Dazu kommt, dass bei den Frauen ein deutlich

höherer Prozentsatz in Anstaltshaushalten (Pensio-

nistInnen-, Pflegeheimen) lebt. Leben unter den 60-

bis 69 Jährigen 2,5% der weiblichen Bevölkerung

gegenüber 1,5% der männlichen in Anstaltshaus-

halten, sind es ab 80 Jahren 13% der Frauen und

7% der Männer (nicht in der Tabelle ausgewiesen).

Im jüngeren Alter sind dagegen Singles unter den

Männern deutlich stärker vertreten als bei den

Frauen. So leben im Alter von 30 bis 39 Jahren

19% der Männer, aber bloß 1% der Frauen allein in

einem Haushalt.

AlleinerzieherInnen sind hingegen zum überwiegen-

den Teil Frauen: Jede neunte Frau im Alter von

40 bis 49 Jahren ist eine alleinerziehende Mutter,

der Anteil der ohne (Ehe-) Partnerin lebenden Väter

liegt in dieser Altersgruppe bei etwas mehr als 2%.

MEHR FRAUEN ALS MÄNNER LEBEN ALLEINE 

IN EINEM HAUSHALT

Das Leben als Single ist in erster Linie eine Lebens-

form älterer Menschen, insbesondere älterer

Frauen („unfreiwillig“ Alleinlebende nach dem Tod

des Partners). So lebten im Jahr 2006 49% aller

Frauen im Alter von 75 und mehr Jahren in Ein-

personenhaushalten; bei den Männern dagegen 

nur 22% (Tabelle 6 und Grafik 1, Seite 14). 

Erst in zweiter Linie findet man Single-Haushalte

im jungen Erwachsenenalter, wobei hier männliche

Singles überwiegen. Zahl und Anteil der Frauen und

Männer, die in einem Einpersonenhaushalt leben,

haben dabei in den letzten dreißig Jahren stark

zugenommen. Dieser Trend wird sich auch in Zukunft

fortsetzen, wobei der Zuwachs in erster Linie auf

das Konto der steigenden Zahl älterer Menschen

geht, also ein strukturell bedingtes Phänomen

darstellt. Innerhalb der Gruppe der SeniorInnen ab

75 Jahren wird der Anteil der alleine Lebenden

allerdings niedriger sein als heute. 

Lebensformen



ZAHL DER FAMILIENHAUSHALTE STEIGEND

Seit der Volkszählung 1971 ist die Zahl der Familien-

haushalte2 österreichweit um ein gutes Fünftel von

1,83 Mio. auf 2,24 Mio. (2006) gestiegen (Tabelle 7).

Die starken Baby-Boom-Jahrgänge der fünfziger und

sechziger Jahre dominierten in diesem Zeitraum

das familienbildende Alter. 

Gleichzeitig rücken mehr Paare in höheres Alter vor,

einerseits wegen der steigenden Lebenserwartung,

andererseits sind es auch von Kriegsverlusten

unversehrt gebliebene Generationen. Damit steigt

auch die Zahl der Paare ohne Kinder, wobei es sich

dabei nicht nur um kinderlose Paare handelt, son-

dern vorwiegend um ältere Paare, deren Kinder

bereits den elterlichen Haushalt verlassen haben

(„nachelterliche Gefährtenschaft“).

Die durchschnittliche Haushaltsgröße beträgt 2006

nur noch 2,33 Personen, verglichen mit 2,88 im

Jahr 1971.

62% ALLER FAMILIEN HABEN KINDER 

IM GEMEINSAMEN HAUSHALT

Insgesamt wurden im Jahr 2006 österreichweit

2,31 Mio. Familien gezählt (Tabelle 8). 887.000 bzw.

38% sind (Ehe-) Paare ohne Kinder. Darunter fallen

einerseits die Paare, die noch kein Kind haben,

andererseits aber auch jene, deren Kinder bereits

den elterlichen Haushalt verlassen haben.

Kinder im gemeinsamen Haushalt haben 1,42 Mio.

Familien, das entspricht 62% aller Familien. Davon

haben 814.000 bzw. 57% mindestens ein Kind

im Alter von unter 15 Jahren. Insgesamt leben

1,30 Mio. Kinder in Familien mit mindestens einem

Kind unter 15 Jahren. In 610.000 Familien (43%

aller Familien mit Kindern) ist das jüngste Kind

bereits 15 Jahre oder älter.

In 120.000 Familien bzw. 15% aller Familien mit

unter 15-jährigen Kindern sind die Elternteile – fast

ausschließlich Mütter (93%) – alleinerziehend. 

2 (Ehe-)Paare mit und ohne Kinder sowie AlleinerzieherInnen.



ANTEIL DER AUSSCHLIESSLICH HAUSHALTS-

FÜHRENDEN FRAUEN GEHT WEITER ZURÜCK

Der Anteil der ausschließlich haushaltsführenden

Frauen hat sich in den letzten 50 Jahren auf ein

Drittel reduziert (Tabelle 9). Bezogen auf die gesamte

weibliche Bevölkerung waren im Jahr 1951 noch

27% ausschließlich „Hausfrauen“, im Jahr 2006 lag

dieser Anteil nur noch bei 9%. Unter den Männern

waren bloß 2 von 1.000 „Hausmänner“. Bis 1971

weist die Statistik noch nahezu keine ausschließlich

haushaltsführenden Männer aus.

Der Anteil der Erwerbspersonen an der Gesamt-

bevölkerung ist altersstrukturbedingt (weniger Kinder

unter 15 Jahren) seit 1971 gestiegen, infolge der

erhöhten Arbeitsmarktbeteiligung überproportional

stark bei den Frauen. Wegen der unterschiedlich

starken Besetzungszahlen im höheren Alter sind die

Anteile der PensionistInnen und RentnerInnen unter

den Frauen deutlich höher als bei den Männern. Der

Anteil der Kinder, SchülerInnen und Studierenden,

die den weitaus größten Teil der Gruppe der „Sonsti-

gen Personen“ stellen, ist bei den Burschen nur

mehr etwas höher als bei den Mädchen. 

�

Lebensunterhalt





Im Folgenden werden langfristige Entwicklungen im

Bildungswesen, ausgehend vom Bildungsstand der

weiblichen und männlichen Bevölkerung, aufgezeigt.

Obwohl sich der Anteil der Frauen ohne über die

Pflichtschule hinausgehenden Abschluss in den letz-

ten Jahrzehnten deutlich verringert hat, bestehen

nach wie vor viele Benachteiligungen von Frauen.

Prinzipiell stehen alle Ausbildungsrichtungen beiden

Geschlechtern offen, dennoch kann man eine starke

geschlechtsspezifische Segregation in den berufs-

bildenden Schulen und der Lehrlingsausbildung

erkennen. Der nicht-universitäre postsekundäre

Ausbildungsbereich, der im Wesentlichen Pädagogi-

sche Akademien, Sozialakademien und den gehobe-

nen Medizinisch-technischen Dienst umfasst, ist

weiblich dominiert. Auf der universitären Ebene sind

die Frauenanteile in den letzten Jahrzehnten eben-

falls deutlich angestiegen. Seit 2000 kann man

bereits von Geschlechterparität sprechen. Die

geschlechtsspezifische Segregation (v. a. die Studi-

enwahl betreffend) ist jedoch nach wie vor hoch.

Hinsichtlich des Lehrpersonals nehmen die Frauen-

anteile mit steigendem Schultyp und beruflicher

Position ab.

BILDUNG

Bildungsstand 12

Schulen 14

Universitäten und

Fachhochschulen

15



Bildungsniveau der Frauen ist in den letzten Jahr-

zehnten stärker gestiegen als jenes der Männer

Eine der bedeutungsvollsten Entwicklungen in der

Zweiten Republik war die in den 60er Jahren einset-

zende Bildungsexpansion, die breiten Bevölkerungs-

schichten den Zugang zum Bildungswesen eröffnete

und so einen nachhaltigen Strukturwandel einleitete.

Hatten 1971 erst 6% der Bevölkerung ab 15 Jahren

Matura und weitere 2% einen tertiären Abschluss

erworben, so beliefen sich diese Anteile im Jahr

2006 auf 14% bzw. 10% (Grafik 2). 

Bei den  Frauen ist der Anteil jener mit Matura als

höchstem Abschluss von 5% (1971) auf 14% (2006)

angestiegen und liegt damit gleich hoch wie bei den

Männern. 

In Bezug auf tertiäre Bildung hat sich die Quote bei

den Frauen von 1% auf 9% erhöht – was allerdings

in erheblichem Ausmaß den Ausbau des nicht-

universitären Tertiärbereichs (z.B. Errichtung 

Pädagogischer Akademien) widerspiegelt. 

Höhere Anteile für die tertiäre Ausbildung ergeben

sich, wenn man statt der an die Struktur des 

österreichischen Bildungssystems angepassten

Klassifikation Ergebnisse für die Ebenen 5 und 6

der internationalen Klassifikation ISCED-97 (inkludie-

ren Universität, Hochschule, hochschulverwandte

Anstalten, MeisterInnen und WerkmeisterInnen)

heranzieht und überdies – wie international üblich –

nur die Gruppe der Personen zwischen 25 und 65

Jahren betrachtet. Nach diesen Kriterien liegt der

Anteil des tertiären Sektors 2006 für Frauen bei

14,9%, für Männer bei 20,4% und für beide

Geschlechter zusammen bei 17,6% (ohne tabellari-

schen Nachweis).

Die AkademikerInnenquoten (Universität oder 

Hochschule) stiegen zwischen 1971 und 2006 

Bildungsstand



für Frauen von 1% auf 6% und für Männer von 4%

auf 9% – diese Zahlen sind Nachweis eines doch

noch fortgesetzten Ungleichgewichts.

Der Anteil der Personen mit nur Pflichtschulab-

schluss halbierte sich seit 1971; dennoch sind auch

noch im Jahr 2006 Frauen mit 34% (1971: 73%)

in weit höherem Maß betroffen als Männer mit 21%

(1971: 49%). Die Quote der Lehrabschlüsse von

Frauen hat sich seit 1971 zwar verdoppelt (2006:

26%), bei den Männern fällt sie ungeachtet der sta-

gnierender Tendenz seit 1990 trotzdem beträcht-

lich höher aus (1971: 36%; 2006: 46%).

UNGLEICHHEITEN WERDEN KLEINER

Tendenziell verringerten sich die Ungleichheiten

durch die gestiegene Bildungsbeteiligung der Frauen

(Tabelle 10 und Grafik 3).

Am deutlichsten wird dies bei den AkademikerInnen

– der Frauenanteil an den Personen mit Universi-

tätsabschluss (ohne hochschulverwandte Lehran-

stalten) ist von 24% (1971) auf 42% (2006)

angestiegen. Weiterhin dominieren die Frauen mit

einer Quote von etwa 70% bei den hochschulver-

wandten Lehranstalten. Von allen AbsolventInnen

einer allgemeinbildenden Schule sind zuletzt schon

56% Frauen, 1971 waren es erst 43%. Und auch

bei den berufsbildenden höheren Schulen ist ein

Anstieg des Frauenanteils von 41% auf 49% zu ver-

zeichnen. 

Erfreulich ist auch, dass bereits 37% der Personen

mit Lehrabschluss weiblich sind. Kaum verringert

hat sich allerdings der Frauenanteil in der Gruppe,

die nur die Pflichtschule besucht haben.



MÄDCHEN BESUCHEN VERSTÄRKT 

HÖHERE SCHULEN

Im nicht-universitären Schulwesen, also den Pflicht-

schulen, weiterführenden Schulen und Akademien,

stieg der Anteil der Schülerinnen in den letzten 

45 Jahren von 47% auf 49% (Tabelle 11). Während

der Frauenanteil an den allgemeinbildenden Pflicht-

schulen etwas sank, war an den höheren Schulen

ein kräftiger Zuwachs zu verzeichnen. In den allge-

meinbildenden (54%), berufsbildenden (50%) und

lehrerbildenden höheren Schulen (96%) waren im

Schuljahr 2005/06 die Hälfte bzw. mehr als die

Hälfte der SchülerInnen weiblich; 1960/61 lagen

diese Werte erst bei 37%, 30% bzw. 53%. 

Traditionell werden lehrerbildende höhere Schulen

und Akademien, wirtschaftsberufliche, sozialberufli-

che und kaufmännische Schulen überwiegend von

Frauen besucht (Tabelle 11). An technischen und

gewerblichen höheren Schulen ist der Frauenanteil

auf knapp ein Viertel gestiegen (1960: 3%), an 

den mittleren Schulen dieses Ausbildungsbereichs

gesunken (1960: 43%; 2005: 21%). In berufsbildenden

Pflichtschulen (Lehrlinge) bewegt sich der Frauen-

anteil beständig um etwa ein Drittel.

Entsprechend der höheren Bildungsbeteiligung ist

auch der Frauenanteil bei den Maturaabschlüssen

(1965: 38%, 2005: 56%; Tabelle 123) gestiegen.

Traditionell besonders hoch (über 90%) ist die

Quote der Maturantinnen bei wirtschaftsberuflichen

sowie lehrer- und erzieherbildenden Schulen. Deut-

lich erhöht hat sich der Frauenanteil bei allgemein-

bildenden höheren Schulen von 39% (1965) auf

59% (2005).

ZWEI DRITTEL DER LEHRKRÄFTE AN SCHULEN

SIND FRAUEN

Im Bereich der Lehrkräfte ist der Frauenanteil an

Pflichtschulen, mittleren und höheren Schulen sowie

berufs- und lehrerbildenden Akademien in den letz-

ten Jahrzehnten laufend angestiegen (1960: 45%,

1970: 51%, 1980: 57%, 1990: 62%). Im Schuljahr

2005/06 waren mehr als zwei von drei Lehrkräfte

Frauen (69%). 

Je nach Schulart gibt es jedoch beträchtliche Unter-

schiede (Tabelle 15): In Volksschulen und Sonderschulen

liegt der Anteil weiblicher Lehrkräfte derzeit bei

90% bzw. 86%, wogegen der Frauenanteil an

Berufsschulen nur 32% beträgt. An berufsbildenden

mittleren und höheren Schulen sind mehr als die

Hälfte der Lehrkräfte Frauen, an allgemeinbildenden

höheren Schulen sechs von zehn. Insgesamt waren im

Schuljahr 2005/06 83.767 Lehrerinnen und 38.175

Lehrer an den österreichischen Schulen beschäftigt.

Schulen

3 Keine neue Daten verfügbar.



GESCHLECHTERPARITÄT AN DEN UNIVERSITÄTEN

SEIT DEM STUDIENJAHR 1999/2000

Seit den 70er Jahren holten die Frauen beim Zugang

zum Universitätsstudium an wissenschaftlichen und

künstlerischen Universitäten massiv auf (Tabelle 13).

Im Studienjahr 1970/71 war erst ein Viertel der

ordentlichen inländischen Studierenden weiblich.

Bis zum Studienjahr 2005/06 ist der Frauenanteil

bereits auf 54% angestiegen. Bei den Studienanfän-

gerInnen stellen die Frauen schon seit dem Studienjahr

1992/93 die Mehrheit. 2005/06 waren es 57%.

Auch bei den Erstabschlüssen an Universitäten sind

die Frauen bereits in der Mehrheit (56%; Tabelle 13).

Bei den Zweitabschlüssen (Doktoratsstudien auf-

bauend auf abgeschlossene Diplomstudien) sind sie

mit 44% allerdings weiterhin unterrepräsentiert.

Insgesamt sind 55% der AbsolventInnen Frauen.

LIEBLINGSDISZIPLIN DER FRAUEN SIND 

WEITERHIN DIE GEISTESWISSENSCHAFTEN

Sehr deutlich zeigen sich geschlechtsspezifische

Unterschiede bei der Studienwahl. An erster Stelle in

der Beliebtheitsskala steht für Frauen das Sprachstu-

dium. In diesen Studienrichtungen findet man Frauen-

anteile von 80% und mehr. Auch Pädagogik, Ernäh-

rungswissenschaften, Pflegewissenschaft und das

Veterinärstudium werden überwiegend von Frauen

gewählt. Die Domäne der Männer ist weiterhin das

technische Studium und die Montanistik. Dies zeigt

sich auch beim AbsolventInnenjahrgang 2004/05

(Tabelle 14). Die höchsten Frauenquoten finden sich

bei den Studienabschlüssen in den Hauptstudienrich-

tungen Geistes- und Naturwissenschaften (71%),

Veterinärmedizin (69%), Künste (67%) und Medizin

(61%), während nur 19% der Studienabschlüsse in

technischen Studienrichtungen auf Frauen entfallen.

WEIBLICHES LEHRPERSONAL AN 

UNIVERSITÄTEN UNTERREPRÄSENTIERT

Was bei den Studierenden bereits erreicht wurde,

nämlich die Geschlechterparität, ist beim wissen-

schaftlichen und künstlerischen Lehrpersonal noch

nicht erreicht (Tabelle 15). Der Frauenanteil am Lehr-

personal an den wissenschaftlichen Universitäten

ist seit den Sechzigerjahren zwar von etwas mehr

als einem Zehntel auf knapp ein Drittel angestiegen,

bis zum Gleichstand ist es aber noch ein weiter

Weg, und: Je höher in der Hierarchie, umso weniger

Frauen. Der Anteil der Universitätsprofessorinnen

beträgt zurzeit erst 14%. 

DER FACHHOCHSCHULBEREICH IST 

MÄNNLICH DOMINIERT

Der Fachhochschulbereich startete in Österreich im

Jahr 1994 mit zehn Studiengängen. Im Studienjahr

2005/06 gab es bereits an die 200 Studiengänge.

Ebenso rasant stieg die Zahl der Studierenden. 

525 Männer und 149 Frauen waren 1994 die

ersten inländischen FH-Studierenden (Tabelle 16). 

Im Studienjahr 2005/06 wurden bereits 23.939

Studierende gezählt. Der Fachhochschulbereich ist

bisher eindeutig männlich dominiert. Allerdings ist

eine steigende Tendenz auch bei den Frauen zu

bemerken. Im Studienjahr 2005/06 betrug der

Frauenanteil bereits 42%. 

Im Studienjahr 1996/97 beendeten die ersten 114

österreichischen Studierenden erfolgreich ihr FH-

Studium, davon waren 23 Frauen. Bis einschließlich

dem Studienjahr 2005/06 diplomierten an den

Fachhochschulen insgesamt 7.314 Österreicherin-

nen und 14.530 Österreicher. Das entspricht

einem Frauenanteil von 34%.                               �

Universitäten und Fachhochschulen





Die Einbindung in das Erwerbsleben und eine von

Segregation möglichst freie Entfaltung in der

Erwerbstätigkeit gilt allgemein als wesentlicher 

Indikator für die gesellschaftliche Position bestimm-

ter Bevölkerungsgruppen. Ein Maß dafür ist die

Erwerbsquote, der Anteil der Erwerbspersonen

(Erwerbstätige und Arbeitslose) bzw. die Erwerbs-

tätigenquote (Anteil der Erwerbstätigen) an der

Gesamtbevölkerung bzw. bestimmten Altersgruppen.

Für die Beschreibung der aktuellen Situation am

Arbeitsmarkt werden vor allem die Ergebnisse des

Mikrozensus herangezogen, für lange Zeitreihen

ergänzt um Daten der Volkszählungen.

ERWERBSTÄTIGKEIT

Erwerbsquoten 18

Struktur 

der Erwerbs- 

tätigkeit 23

Qualifikation der

Erwerbstätigen 29

Arbeits-

bedingungen 31

Arbeitszeit 31

Arbeitslosigkeit 35



ERWERBSBETEILIGUNG DER FRAUEN IN DEN 

LETZTEN JAHRZEHNTEN DEUTLICH ANGESTIEGEN

Für Österreich lässt sich in den letzten 50 Jahren

eine deutlich zunehmende Erwerbsbeteiligung der

Frauen konstatieren. 1951 gehörten 35% der

Frauen (bezogen auf die Gesamtbevölkerung) der

Labour-Force (dem Arbeitskräfte-Potential) an;

2006 waren es 44% bzw. 45%4 (Tabelle 17). Diese

Zunahme ergab sich, obwohl Effekte, welche die

Erwerbsbeteiligung bei den Männern von 64% im

Jahr 1951 auf 57% für 2006 sinken ließen5, auch

bei den Frauen wirksam wurden – wie verlängerte

Ausbildungsphase und früheres Ausscheiden aus

dem Berufsleben. Stellten Frauen 1951 mit 1,3 Mio.

erst 39% der damals insgesamt 3,347.000 Erwerbs-

personen, so sind es nunmehr mit 1,831.000 doch

schon 45% (nach Lebensunterhaltskonzept) bzw.

1,879.000, das sind 46% der heute 4,124.000

(nach Labour-Force-Konzept) im Erwerbsleben 

stehenden Personen.

Die Erwerbstätigenquote der 15- bis 64-Jährigen lag

im Jahr 2006 bei 64% für die Frauen und 77% für

die Männer (Mikrozensus, ohne tabellarischen Nachweis).

Der Anstieg der Erwerbsquote gibt allerdings einen

bedeutsamen gesellschaftlichen Wandel, nämlich

die enorme Zunahme der abhängigen, außerhäuslichen

beruflichen Tätigkeit, nicht ausreichend wieder.

Mehr als ein Drittel der weiblichen Erwerbstätigen

arbeitete 1951 als Selbständige und vor allem als

Mithelfende in der familieneigenen Landwirtschaft,

2006 sind es nur noch 5%. Dementsprechend hat

sich der Anteil der unselbständigen Erwerbsperso-

nen an der Wohnbevölkerung bei den Frauen seit

1951 verdoppelt (von 19% auf 38%). Zum Teil ist

dieser Anstieg durch die deutliche Ausweitung der

Teilzeitbeschäftigung bedingt, über die später im

Einzelnen berichtet wird. Auch bei den Männern hat

der Anteil der Unselbständigen an der Wohnbevöl-

kerung zugenommen, allerdings nur in geringerem

Maß.

Eine deutliche Zunahme der weiblichen Erwerbs-

beteiligung trat nach einem Zwischentief 1971 

(Verlängerung der Schulpflicht, in der Landwirtschaft

freiwerdende Kräfte wurden nicht in andere Wirt-

schaftsbereiche integriert bzw. gingen in die neu

geschaffene „Bauernpension“) vor allem im Jahr-

zehnt von 1971 bis 1981 ein und hat sich in den

folgenden Dezennien fortgesetzt, wenn auch zuerst

etwas verlangsamt (Tabelle 17). Im Jahr 2006 lag

die allgemeine Erwerbsquote schon bei 44%

(Lebensunterhaltskonzept), verglichen mit 57% 

bei den Männern.

AUSLÄNDERINNEN WENIGER HÄUFIG 

IM ERWERBSLEBEN

Beim Vergleich der Erwerbsquoten von Personen

mit österreichischer und ausländischer Staatsbür-

gerschaft muss vor allem beachtet werden, dass

unter den AusländerInnen kaum ältere Menschen

vertreten sind (Tabelle 18). In der Altersgruppe von

15 bis 59 Jahren standen 2006 Ausländerinnen

(61%) weniger häufig im Erwerbsleben als Inlän-

derinnen (73%). In den meisten Altersgruppen ist

Erwerbsquoten

4 In den Tabellen 17 und 18 bzw. später in der Tabelle 21 werden für die Jahre 1994 – 2006 entweder durchgehend oder für das
Referenzjahr 1994 Werte nach dem Lebensunterhaltskonzept (das im Wesentlichen den Volkszählungskonzepten entspricht) und dem
Labour-Force-Konzept (international für Arbeitsmarktstatistiken gebräuchlich) ausgewiesen.

5 Der Rückgang der männlichen Erwerbsquote ergibt sich aufgrund des Bevölkerungswachstums trotz einer leichten absoluten
Zunahme bei den Erwerbspersonen.



allerdings die Differenz deutlich größer. Nur bei den

15- bis 19-Jährigen (41% zu 37%) und ab einem

Alter von 55 Jahren arbeiten Ausländerinnen zu

größeren Teilen als österreichische Staatsbürgerin-

nen (55- bis 59-Jährige: 49% zu 41%).

Bei den Männern sind die Unterschiede in der

Erwerbsbeteiligung bei In- und Ausländern viel gerin-

ger. Für die Altersgruppe von 15 bis 64 Jahren

ergab sich 2006 sogar für beide Gruppen ein etwa

gleich hoher Wert von 81%. Höhere Erwerbsquoten

von Inländern zwischen 25 und 55 Jahren werden

durch eine höhere Erwerbsbeteiligung der Auslän-

der in jüngeren und älteren Jahren kompensiert. 

MARKANT ERHÖHTE ERWERBSBETEILIGUNG 

DER FRAUEN IM MITTLEREN ALTER

Die vorhin genannte Steigerung der weiblichen

Erwerbsbeteiligung (Grafik 4) ist allerdings nicht in

allen Altersgruppen zu beobachten (Tabelle 18). Im

Jugendlichenalter führte – wie auch bei den Män-

nern – die Verlängerung der Ausbildungsphase zu

einem Rückgang der Erwerbstätigkeit. Bei den 15-

bis 19-Jährigen verringerte sich die Erwerbsquote

der Mädchen zunächst von 75% im Jahr 1961 auf

60% 1971 und dann bis 2000 weiter auf 34%. 

Dieser langfristige Rückgang der Erwerbsbeteiligung

war bei den 15- bis 19-jährigen Frauen ausgepräg-

ter als bei den Burschen, wobei allerdings die 

Wertung der Lehrlinge als Erwerbstätige das Bild

verfälscht. In den darauffolgenden Jahren kam 

dieser Prozess zum Stillstand, seit 2004 ist ein

Anstieg der Zahl der Erwerbspersonen zu beobachten. 

Ab dem Alter von 25 Jahren kann, vor allem durch

die vermehrte Erwerbstätigkeit von Müttern, eine

eklatante Erhöhung der Erwerbsquote konstatiert

werden. Standen 1961 zwischen fünf und sechs 

von zehn Frauen im Alter von 25 bis 50 Jahren im



Erwerbsleben, so sind es 2006 schon mehr als acht

von zehn, bei den 50- bis 54-Jährigen immerhin

auch drei Viertel aller Frauen. Bei 55-jährigen und

älteren Personen sinkt die Erwerbsbeteiligung 

wieder durch frühere Pensionierungen oder sonstiges

Ausscheiden aus dem Berufsleben (z.B. Aufgabe des

landwirtschaftlichen Betriebes). 

In den neunziger Jahren ist diese Entwicklung jedoch

zum Stillstand gekommen bzw. sind sogar merkliche

Anstiege der Erwerbsquoten zu verzeichnen. Hier

dürfte die zunächst weiterhin bestehende Tendenz

zu früherer Pensionierung dadurch überdeckt 

worden sein, dass die Zahl der noch berufstätigen

Frauen, die in diese Altersgruppe „hineinwachsen“,

höher ist als in der Vorperiode. In den letzten Jah-

ren sind zu diesem Effekt auch noch die Auswirkun-

gen der Pensionsreform hinzugetreten. 

Bei den Männern sank – langfristig gesehen– die

Erwerbsbeteiligung in der Altersgruppe von 15 bis

29 Jahren beträchtlich (vor allem bei den 20- bis

24 Jährigen). Bei den bis Mitte 50-Jährigen fiel sie

geringfügig, bei Personen ab 55 Jahren hingegen

sehr deutlich (Tabelle 18). Mitte der 1990er Jahre

stabilisierte sich die Erwerbsbeteiligung. Von 2005

auf 2006 ist ein Anstieg zu beobachten, der sich 

bei den 55- bis 64-Jährigen besonders stark zeigt.

Durch die deutliche Zunahme bei den Frauen bei

gleichzeitigem Rückgang bei den Männern haben

sich die geschlechtsspezifischen Unterschiede in

der Erwerbsbeteiligung merklich verkleinert. Betrug

z.B. 1961 bei den 30- bis 34 Jährigen der Abstand

zwischen Frauen und Männern mehr als 40 Prozent-

punkte, so sind es heute nur noch 17. Da seit 2004

allerdings die Erwerbsquoten bei Frauen von 25 

bis 35 Jahren stagnieren oder sogar sinken, fällt 

die genannte Differenz von 17 Prozentpunkten

höher aus als noch 2004 (14 Prozentpunkte). 

Eine durchgängige Verringerung der Schere in der

Erwerbsbeteiligung beider Geschlechter zeigt sich

ab 35 Jahren. Bei den 40- bis 44 Jährigen liegt die

Differenz sogar mit 10 Prozentpunkten am niedrigs-

ten (1961: 44 Prozentpunkte).

INSBESONDERE IM ALTER VON 25 BIS 34 JAHREN

WEISEN FRAUEN MIT KINDERN IMMER NOCH

EINE DEUTLICH GERINGERE ERWERBSBETEILI-

GUNG ALS FRAUEN OHNE KINDER AUF

Die – bereits erwähnte – insgesamt verstärkte

Erwerbsbeteiligung von Müttern wird daraus sicht-

bar, dass 2006 76% der Frauen (15 bis 59 Jahre)

mit Kindern im Erwerbsleben stehen (Tabelle 19).

1971 waren es hingegen erst 44%. Dieser Wert

von 76% liegt für die Gesamtheit der Mütter im

erwerbsfähigen Alter sogar über jenem der Frauen

ohne Kinder (68%). 

Dies ergibt sich daraus, dass bei letzteren die 

Gruppen der 15- bis 19-Jährigen und ab 50-Jährigen,

wo die Erwerbsbeteiligung sehr niedrig ist (Ausbil-

dungsphase bzw. Pensionierung), naturgemäß

ungleich stärker vertreten sind als bei den Müttern.

Bei den 20- bis unter 50-Jährigen kann bei Frauen

ohne Kinder eine höhere Erwerbsbeteiligung beob-

achtet werden. Am höchsten ist die Differenz bei

den 25- bis 29-Jährigen mit 89% zu 65%. Durch

den seit 2001 eingetretenen Rückgang der

Erwerbsbeteiligung bei den 25- bis 29-jährigen 

Müttern (2001: 75% im Vergleich zu 81% bei den

Frauen ohne Kinder) ist dieser Unterschied nun wie-

der angewachsen. Der Rückgang betrifft allerdings

nur die Gruppe der Mütter mit Kindern unter drei

Jahren und ist im höheren Anteil von ausländischen



Müttern mit niedriger Erwerbsbeteiligung sowie

durch das Kindergeld begründet.

Auch bei den 30- bis 34-Jährigen stehen Frauen

ohne Kinder deutlich häufiger im Erwerbsleben als

Mütter (90% zu 72%). Mit steigendem Alter verrin-

gert sich die Differenz und bei den 50- bis 59-Jähri-

gen sinkt die Erwerbsquote der Frauen ohne Kinder

(55%) wiederum unter jene der Frauen mit Kindern.

Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass diese 

Darstellung nur auf das Vorhandensein von Kindern

im selben Haushalt abgestellt ist. Mit dem Ausschei-

den der Kinder aus dem Haushalt werden bisher

nicht berufstätige Mütter in die Gruppe der Frauen

ohne Kinder „aufgenommen“, und senken dort, wenn

sie nicht neu in den Arbeitsmarkt eintreten, die

Erwerbsquote.

Überdies sind unter den 50- bis 59-Jährigen Müt-

tern verstärkt Selbständige und Mithelfende in der

Land- und Forstwirtschaft vertreten.

ERWERBSBETEILIGUNG VON ALLEIN-

ERZIEHERINNEN AUS ÖKONOMISCHEN 

GRÜNDEN ÜBERDURCHSCHNITTLICH HOCH

Unter den Frauen zwischen 15 und 59 Jahren 

stehen Alleinerzieherinnen mit 82% deutlich häufi-

ger im Erwerbsleben als Ehefrauen (einschließlich

Lebensgefährtinnen) mit Kindern (75%); ein Muster,

das über alle Altersgruppen hinweg und unabhängig

von Zahl und Alter der Kinder gegeben ist (Tabelle 19).

Während etwa im Alter von 30 bis 34 Jahren 84%

der Alleinerzieherinnen mit mindestens einem Kind

unter 15 Jahren einer Erwerbstätigkeit nachgehen,

ist dies nur bei 70% der in Partnerschaften leben-

den Müttern der Fall. 

Längerfristig verringern sich allerdings die 

Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung zwischen

Alleinerziehenden und mit Partner lebenden 

Müttern. Die Erwerbsbeteiligung der Alleinerziehe-

rinnen hat offensichtlich einen Plafond erreicht,

während immer mehr Mütter aus Paarfamilien

berufstätig sind. 

Erwartungsgemäß ist ein Rückgang der Erwerbs-

beteiligung mit zunehmender Kinderzahl zu beob-

achten: Im Jahr 2006 waren beispielsweise 82%

aller Frauen mit einem Kind unter 15 Jahren

erwerbstätig, aber nur 54% der Mütter von drei

oder mehr Kindern unter 15 Jahren.

Mit zunehmendem Alter des jüngsten Kindes steigt

die Erwerbsbeteiligung deutlich an. 

Insgesamt lässt sich zwar für die 15- bis 59-jährigen

Frauen eine geringere Erwerbsbeteiligung von 

Müttern mit Kindern zwischen 6 und 14 Jahren 

als bei Müttern mit älteren Kindern feststellen, dies 

ist allerdings ausschließlich auf die hohe Anzahl der

50- bis 59-jährigen Mütter zurückzuführen. Bei 

dieser Gruppe ist die Erwerbsbeteiligung aufgrund

zahlreicher Pensionierungen deutlich unterdurch-

schnittlich (Tabelle 19).

In den einzelnen relevanten Altersgruppen sind hin-

gegen Frauen mit Kindern über 15 Jahren häufiger

berufstätig als solche mit Kindern zwischen 6 und

14 Jahren. Die Zunahme der Erwerbstätigkeit mit

steigendem Alter der Kinder lässt doch auf einen

zum Teil erfolgreichen Wiedereinstieg der Frauen in

die Berufstätigkeit nach einer Unterbrechung zur

Kinderbetreuung schließen.



Die verhältnismäßig hohe Erwerbsquote bei den

Frauen mit Kindern unter drei Jahren ist natürlich

durch die Einbeziehung der Frauen in Elternkarenz 

in die Gruppe der Erwerbspersonen bedingt. Eine

Einstufung dieser Frauen als Nicht-Erwerbspersonen

würde aber die Frauenerwerbsquote negativ verzer-

ren, da nach Ende der Elternkarenz ein Teil der

Frauen wieder in den Beruf zurückkehrt. 

Der Anteil der als Erwerbspersonen erfassten Müt-

ter mit Kindern unter drei Jahren (inklusive unselb-

ständige Frauen, die vor der Karenz erwerbstätig

waren) ist im Vergleich zu 2001 deutlich von 75%

auf 60% gesunken, jene von Müttern mit Kindern

zwischen 3 und 6 Jahren jedoch von 69% auf 73%

gestiegen. Für Mütter mit Kindern zwischen 6 und

14 zeigt sich eine Zunahme von 76% auf 83%.

BILDUNGSNIVEAU BEEINFLUSST 

ERWERBSBETEILIGUNG DER FRAUEN IN 

STÄRKEREM MASSE ALS JENE DER MÄNNER

Steigendes Ausbildungsniveau geht bei Frauen 

stärker noch als bei Männern mit wachsender

Erwerbsbeteiligung einher (Tabelle 20). Insgesamt

(Altersgruppe 15 – 64) erhöhte sich die Erwerbs-

quote der Frauen mit steigender Schulbildung 2006

von 48% (nur Pflichtschulabschluss) auf 85% (Aka-

demikerinnen), bei Männern „nur“ von 62% auf 92%.

Eine für die Summe der Altersgruppe von 15 bis 64

Jahren vermeintlich erkennbar werdende Abweichung

von dieser Tendenz, nämlich eine niedrige Quote 

bei AbsolventInnen höherer Schulen ist dadurch

begründet, dass oftmals nach der Matura eine 

universitäre Ausbildung angetreten wird. Nach

Abschluss der Ausbildungsphase, etwa ab 30 Jah-

ren, liegt die Erwerbsquote der Frauen und Männer

mit Matura über jener von Personen mit Fachschul-

abschluss (nicht in der Tabelle ausgewisen). 

Den vorhin genannten Tendenzen entsprechend, 

ist die Differenz der Erwerbsbeteiligung nach dem

Geschlecht in der Gruppe der Personen mit einem

über die Matura hinausgehenden Abschluss am

geringsten: 2006 beträgt sie 7 Prozentpunkte

gegenüber 14 Prozentpunkten bei Personen, die

nur die Pflichtschule beendet haben.

In den letzten Jahrzehnten kann bei den Frauen

nahezu aller Bildungsstufen eine deutlich zunehmende

Erwerbsbeteiligung beobachtet werden. Auch der

seit 1971 nur geringe Anstieg der Erwerbsquote

bei den Frauen mit ausschließlichem Pflichtschulab-

schluss muss unter dem Blickwinkel eines deutlichen

Rückgangs bei den Männern dieser Ausbildungs-

stufe gesehen werden, wo sie von 82% 1971 auf

62% 2006 gesunken ist. Für die Männer zeigen

sich im Zeitverlauf sinkende Erwerbsquoten auch in

den meisten anderen Bildungsstufen, wenn auch

der Rückgang schwächer ausfällt als bei den Pflicht-

schulabgängern.



Im Folgenden sollen vor allem geschlechtsspezifische

Unterschiede in der Struktur der Erwerbstätigen

aufgezeigt werden, zum Teil im Zeitvergleich. Ganz

entscheidende Veränderungen in den letzten 50

Jahren waren zunächst noch die deutliche Abwan-

derung der Erwerbstätigen aus der durch bäuerliche

Familienbetriebe charakterisierten Landwirtschaft

und die bald darauf einsetzende Ausweitung der

Beschäftigung im Dienstleistungssektor, die – vor

allem anteilsmäßig – zu Lasten des Produktionssek-

tors ging. Beide Entwicklungen veränderten die

Struktur der erwerbstätigen Bevölkerung bei Frauen

deutlich stärker als bei Männern. 

ZAHL DER ERWERBSTÄTIGEN

1951 gab es 1,270.000 weibliche Erwerbstätige.

Diese Zahl stieg bis 1961 leicht an und ging anschlie-

ßend bis 1971 auf 1,177.000 zurück, um in den

folgenden Jahren wieder zu steigen. Insgesamt ist

die Anzahl erwerbstätiger Frauen zwischen 1951

und 2006 um 51% gewachsen (2006: 1,781.000).

(Tabelle 21). Demgegenüber stieg die Zahl der

erwerbstätigen Männer längerfristig nur von

2,002.000 1951 auf heute 2,148.000. Seit 1971,

wo auch bei Männern ein Zwischentief zu konstatie-

ren war, beträgt die Zunahme 12%. Der Frauenan-

teil an den Erwerbstätigen ist von 39% 1951 auf

45% im Jahr 2006 gestiegen.

SEIT 1951 STIEG DER ANTEIL DER ANGESTELLTEN

UND BEAMTINNEN AN DEN ERWERBSTÄTIGEN

FRAUEN VON 17 AUF 70 PROZENT

1951 war mehr als ein Drittel der Frauen (37%)

noch im landwirtschaftlichen Familienbetrieb tätig,

zum weitaus überwiegenden Teil als mithelfende

Familienangehörige (Tabelle 21 und Grafik 5). Für

Struktur der Erwerbstätigkeit



Männer hatte die Landwirtschaft schon 1951 nicht

mehr diese enorme Bedeutung, wenn sie auch noch

knapp einem Fünftel der Erwerbstätigen, vor allem

als Selbständige und weniger als Mithelfende, Arbeit

gab. Absolut gesehen war allerdings die weibliche

Überzahl weniger deutlich. 470.000 weibliche Selb-

ständige und mithelfende Familienangehörige in der

Land- und Forstwirtschaft standen 380.000 männli-

chen gegenüber. 

Durch einen Rückgang bei den weiblichen landwirt-

schaftlichen Arbeitskräften und auch durch den

Umstand, dass die weibliche Beschäftigung in nicht-

landwirtschaftlichen Bereichen stärker wuchs als

bei Männern, haben sich heute die Anteile der im

bäuerlichen Familienbetrieb Arbeitenden an der 

Gesamtzahl der Erwerbstätigen bei Frauen und

Männern zu einem großen Teil angeglichen.

Relativ wenig verändert haben sich in den letzten

Jahrzehnten die Anteile der nichtlandwirtschaftlichen

Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen

an der jeweiligen Gesamtzahl der Erwerbstätigen;

auch die absolute Zahl blieb langfristig gesehen

weitgehend gleich, und das auch wiederum für beide

Geschlechter.

Hingegen kam es seit 1951 zu einer bei den Frauen

besonders kräftigen Zunahme der Zahl der unselb-

ständig Erwerbstätigen, zum Teil durch einen 

Wechsel aus der Land- und Forstwirtschaft, von

Arbeitskräften aus dem Ausland, besonders aber

durch die vermehrte Aufnahme bzw. ein längeres

Verbleiben in einer Erwerbstätigkeit (Tabelle 21). 

Gab es 1951 691.000 weibliche unselbständig

Erwerbstätige, so sind es nun 1,579.000. 

Die Zunahme geht ausschließlich auf eine – die 

Rückgänge bei den Arbeiterinnen mehr als kompen-

sierende – Zunahme bei den weiblichen Angestellten

und den Beamtinnen zurück. 



Dementsprechend war 1951 nur knapp mehr als

die Hälfte der Frauen (55%) unselbständig tätig,

heute sind es 89%. Nur jede fünfte (17%) erwerbs-

tätige Frau übte 1951 ihre berufliche Tätigkeit als

Angestellte oder Beamtin aus, 2006 sind es mehr

als zwei von drei (69%).

Die Zahl der unselbständig erwerbstätigen Männer

stieg hingegen „nur“ von 1,40 Mio. (1951) auf 

1,82 Mio. (2006) an. 1951 standen bereits sieben

von zehn Erwerbstätigen in einem abhängigen Dienst-

verhältnis, ein Anteil der deutlich höher lag als bei

den Frauen. Mit einer Zunahme bei den Männern

auf 85% sind nun Frauen und Männer etwa zu 

gleichen Teilen als Unselbständige tätig (Tabelle 21

und Grafik 6, Seite 30). 

Auch bei den Männern ergibt sich nur bei den Ange-

stellten und Beamten ein Anstieg, die Zahl der

Arbeiter ist rückläufig. Der Anteil der Angestellten

und Beamten an allen männlichen Erwerbstätigen

hat sich von 21% (1951) auf 48% (2006) mehr als

verdoppelt.

Die Struktur der männlichen und weiblichen

Erwerbstätigen hat sich in den vergangenen fünfzig

Jahren im großen Maß angeglichen. Der Anteil der

Unselbständigen an allen Erwerbstätigen liegt nun

bei Frauen (89%) und Männern (85%) auf etwa glei-

chem Niveau; auch Landwirtinnen sind unter weibli-

chen Erwerbstätigen gleich häufig vertreten wie

Landwirte unter den männlichen (je rund 3%). 

Dementsprechend hat der Frauenanteil bei den 

bäuerlichen Selbständigen (nicht in der Tabelle 

ausgewiesen, aber aus Tabelle 21 errechenbar) 

von 1951 25% auf 30% Mitte der Siebziger Jahre

und 45% im Jahr 2006 zugenommen6. 

Bei sonstigen Selbständigen und den mithelfenden

Familienangehörigen zeigen sich aber weiterhin 

traditionelle Geschlechterrollen. Selbständige außer-

halb der Land- und Forstwirtschaft finden sich bei

Männern noch immer nahezu doppelt so viele wie

bei Frauen; der Frauenanteil dieser Gruppe ist in

den letzten 50 Jahren nur von 25% auf 31% gestie-

gen. Obgleich die Tätigkeit als mithelfende Familien-

angehörige (vor allem in der Landwirtschaft) bei

weitem nicht mehr so kennzeichnend für die berufliche

Rolle vieler Frauen ist wie zu Beginn der Fünfziger

Jahre, so ist sie dennoch auch heute bei Frauen

häufiger anzutreffen als bei Männern. Ein doppelt so

hoher Prozentsatz der Frauen arbeitet als mithel-

fende Angehörige im bäuerlichen Familienbetrieb,

ein etwa dreimal so hoher als Mithelfende in sonsti-

gen Betrieben (Tabelle 21). Frauen stellen 2006

62% der Mithelfenden in der Land- und Forstwirt-

schaft und 67% der Mithelfenden in anderen 

Wirtschaftszweigen.

WÄHREND 2006 MEHR ALS JEDE/R ZWEITE

ANGESTELLTE ODER BEAMTIN WEIBLICHEN

GESCHLECHTS IST, SIND ES NUR DREI VON

ZEHN ARBEITERINNEN

Erheblich gestiegen ist, wie schon früher erwähnt,

der Frauenanteil bei unselbständig Erwerbstätigen,

der sich von 1951 mit 33% auf nunmehr 46%

erhöhte. Besonders deutlich wird diese Entwicklung

6 Dass bei etwa gleichem Anteil an den jeweiligen Erwerbstätigen der Frauenanteil weniger als 50% erreicht, liegt daran, dass mehr    
Männer erwerbstätig sind.



bei den in einem Angestellten- oder pragmatisierten

Dienstverhältnis Tätigen. 1951 waren 34% von

ihnen Frauen, 2006 bereits mehr als die Hälfte (54%).

Der Frauenanteil unter den ArbeiterInnen ist hinge-

gen seit 1951 (33%) praktisch gleich geblieben

(2006: 32%). 

Dementsprechend sank auch (Tabelle 21) der Anteil

der Arbeiterinnen an den unselbständig erwerbstäti-

gen Frauen (1951 noch bei knapp 70%) seit 1970

von 46% weiter auf 23% im Jahr 2006. Auch unter

den Männern waren Anfang der Fünfziger Jahre

mehr als zwei Drittel Arbeiter, 2006 nur noch 43%.

AUSLÄNDISCHE ERWERBSTÄTIGE GRÖSSTENTEILS

IN ARBEITERINNENBERUFEN

Weibliche ausländische Erwerbstätige sind 2006 

zu 45% als Arbeiterinnen von den ArbeitgeberInnen

eingestuft, während dies nur auf weniger als ein

Fünftel der österreichischen Staatsbürgerinnen

zutrifft (Tabelle 21). Demgegenüber sind nur 48%

der Ausländerinnen als Angestellte und Beamtinnen

tätig, verglichen mit 71% der Inländerinnen. Noch

deutlicher dominieren Arbeitertätigkeiten bei den

männlichen ausländischen Erwerbstätigen (63%),

gegenüber einem Drittel bei Inländern. Männer mit

österreichischer Staatsbürgerschaft sind hingegen

weitaus häufiger Angestellte und Beamte (51%) als

jene mit nicht-österreichischer Staatsangehörigkeit

(28%).

ACHT VON ZEHN ERWERBSTÄTIGEN FRAUEN

UND GUT JEDER ZWEITE MANN IM DIENSTLEIS-

TUNGSSEKTOR TÄTIG

Der Verlust an Arbeitsplätzen in der Landwirtschaft,

vor allem im Zeitraum 1950 bis 1970, wurde bereits

mehrmals angesprochen. Für die folgenden Jahre

wurde nun vor allem der Bedeutungsgewinn der



Dienstleistungen zu Lasten des Produktionssektors

charakteristisch (Tabelle 22 sowie Grafiken 7,  und 8).

Um 1980 war der sekundäre Sektor schon eindeutig

vom tertiären überflügelt worden. 2006 arbeiteten

zwei Drittel (66%) der Erwerbstätigen im Dienst-

leistungsbereich, etwa ein Viertel (28%) in der nicht-

landwirtschaftlichen Produktion und 6% in der Land-

und Forstwirtschaft. 

Bei den Frauen dominierten schon 1980 die Dienst-

leistungen (61%), heute finden bereits acht von

zehn Frauen hier Arbeit. 

Bei den Männern hat der Dienstleistungsbereich erst

zu Beginn der Neunziger Jahre den Produktionsbe-

reich überholt und seither seine Position ausgebaut.

Heute sind auch mehr als die Hälfte der Männer

(54%) im dritten Sektor tätig. 

Wie erwähnt, strömten Frauen stärker in den

Dienstleistungssektor als Männer. Dementsprechend

stieg der Frauenanteil von 48% (1980) auf 55% im

Jahr 2006, vor allem bei den hier beschäftigten

Angestellten und pragmatisierten Bediensteten. 

Im gleichen Zeitraum verblieb der Frauenanteil im

Produktionssektor mit 22% (2006) in etwa auf dem

Niveau von 1980 (23%). An der Charakteristik die-

ses Bereiches als „Männersektor“ hat sich also

nichts geändert (Tabelle 22).

BEI WEIBLICHEN LEHRLINGEN IST DIE 

KONZENTRATION AUF EINIGE WENIGE 

TRADITIONELLE FRAUENBERUFE WEITERHIN

EXTREM AUSGEPRÄGT

Die starke Konzentration von Frauen auf bestimmte

Berufe wird schon bei den Lehrlingen deutlich sicht-

bar. Im Jahr 2006 wurde die Hälfte aller weiblichen



Lehrlinge in nur drei Lehrberufen ausgebildet. 

Hingegen entfällt auf die drei für Burschen am wich-

tigsten Lehrberufe nur etwas mehr als ein Viertel

der männlichen Lehrlinge. Die Konzentration der

weiblichen Lehrlinge wird noch deutlicher, da nahezu 

doppelt so viel Burschen als Mädchen eine Lehre

absolvieren (Tabelle 23). 

73% aller weiblichen Lehrlinge konzentrieren sich

auf die zehn häufigsten Lehrberufe, bei den Burschen

sind es nur 55%. 

Im längerfristigen Vergleich zeigt sich allerdings

eine Verbesserung. Denn 1990 war vor allem bei

den weiblichen Lehrlingen die Konzentrierung mit

81% noch deutlich höher (männliche Lehrlinge

53%). 

Unter den zehn bei Frauen beliebtesten Lehrberufen

finden sich auch 2006 keine Produktions- oder tech-

nischen Berufe, die hingegen bei den männlichen

Lehrlingen weiterhin dominieren. 



MIT STEIGENDER BERUFLICHER QUALIFIKATION

NIMMT DER FRAUENANTEIL AB

Sehr deutlich kommen immer noch bestehende

unterschiedliche berufliche Hierarchieebenen von

erwerbstätigen Frauen und Männern bei Betrach-

tung des jeweiligen Frauenanteils zum Ausdruck

(Tabelle 24).

Insgesamt sind 56% aller Angestellten weiblichen

Geschlechts, mit zunehmender Qualifikationshöhe

nimmt der Anteil der Frauen aber ab. Während sie-

ben von zehn aller Angestellten, die Hilfstätigkeiten

verrichten, Frauen sind, sinkt der Anteil bei höheren

Tätigkeiten auf 46% sowie bei hochqualifizierten und

führenden Tätigkeiten auf 31%. Auch bei den Arbeit-

erInnen, bei denen der Frauenanteil insgesamt gerin-

ger ist (32%), sind sechs von zehn HilfsarbeiterInnen

weiblichen Geschlechts, von den FacharbeiterInnen

nur noch etwa ein Siebentel. Vorarbeiterinnen oder

Meisterinnen stellen überhaupt nur 4% dieser

Berufsgruppe. 

Im öffentlichen Bereich zeigt sich bei den höheren

Tätigkeiten Parität (49%) bzw. ein Frauenüberhang

(68%) bei Vertragsbediensteten. In den führenden

Positionen gehen diese Anteile bei den BeamtInnen

allerdings wieder auf 37% zurück, während bei den

Vertragsbediensteten auch in diesen Positionen

Frauen überwiegen (54%; Tabelle 24).

Bei den selbständig Erwerbstätigen nimmt der 

Frauenanteil mit zunehmender Betriebsgröße ab

und ist insgesamt bei Selbständigen in der Land-

und Forstwirtschaft deutlich höher als in Handel,

Gewerbe und Industrie. Von den mithelfenden Famili-

enangehörigen ist hingegen der Großteil weiblichen

Geschlechts.

Im Zeitvergleich, der trotz möglicher Unschärfen

durch Änderungen in der Erhebung ein realistisches

Bild geben dürfte,  lässt sich gegenüber 1990 bei den

ArbeiterInnen keine wesentliche Änderung hinsicht-

lich der Hierarchieebene von Frauen und Männern

erkennen. Bei den FacharbeiterInnen nahm der

Frauenanteil geringfügig zu (Tabelle 24). Bei den

Angestellten gibt es zwar bei Hilfstätigkeiten eine

leichte Zunahme, insbesondere aber bei den hoch-

qualifizierten und führenden Tätigkeiten (von 15%

auf 31%) sowie bei höheren Tätigkeiten von 33%

auf 46%. Auch bei den BeamtInnen ist der Frauen-

anteil in den leitenden Positionen gestiegen (hoch-

qualifizierte und führende Tätigkeit 21% auf 37%).

Bei den Vertragsbediensteten wiederum lässt sich

ein höherer Frauenanteil sowohl bei den untersten

Hierarchiestufen als auch eine deutliche Zunahme

bei den führenden Positionen (von 25% auf 54%)

erkennen. 

Im Agrarbereich hat bei den Selbständigen der

Frauenanteil zu- und bei den Mithelfenden abgenom-

men. Ebenso sind in Handel, Gewerbe und Industrie

die Anteile selbständig erwerbstätiger Frauen in

mittleren und größeren Betrieben nun etwas höher.

Der Frauenanteil bei den Mithelfenden ist nahezu

unverändert geblieben. Bei den freiberuflich Tätigen

ist  der Anteil der Frauen seit 1990 von 25% auf

31% angestiegen.

AUCH BEI GLEICHER AUSBILDUNG BERUFLICHE

QUALIFIKATION DER MÄNNER HÖHER

Die für die Gesamtheit der erwerbstätigen Frauen

noch gegebene niedrigere Schulbildung ist ein 

wichtiger Grund für die schlechtere Position der

Frauen in der beruflichen Hierarchie. Betrachtet

man die berufliche Qualifikation von unselbständig

Qualifikation der Erwerbstätigen



erwerbstätigen Frauen und Männern nach der

jeweils höchsten abgeschlossenen Schulbildung,

kann man allerdings erkennen, dass Frauen auch

bei gleichem Bildungsniveau in niedrigeren Berufs-

hierarchien als Männer anzutreffen sind (Tabelle 25).

Zum Teil könnte das damit zusammenhängen, dass

– durch den „Nachholprozess“ in der Ausbildung –

Frauen bei gleicher Schulbildung jünger sind als

Männer.

Bei lediglich Pflichtschulabschluss üben auch 2006

Frauen häufiger als Männer nur Hilfstätigkeiten als

ArbeiterInnen oder Angestellte aus. Nach einem

Lehrabschluss verrichten jeweils rund die Hälfte

der Frauen und Männer eine Tätigkeit als Facharbei-

terIn oder in einer mittleren Angestelltentätigkeit.

Allerdings nehmen anteilsmäßig mehr als doppelt so

viele Frauen (13%) wie Männer (6%) trotz Lehrab-

schluss eine Hilfstätigkeit an. AbsolventInnen berufs-

bildender mittlerer Schulen sind überwiegend als

Angestellte beschäftigt, und hier vor allem in mittleren

Positionen. Einen Aufstieg zu einer höheren oder

hochqualifizierten Tätigkeit schafften nur 17% der

Frauen mit BMS-Abschluss gegenüber 26% der

männlichen Schulkollegen. Mit dem Abschluss einer

AHS üben anteilsmäßig doppelt so viele Frauen wie

Männer nur eine mittlere Tätigkeit als Angestellte

aus (45% zu 27%). Markant ist die unterschiedliche

Besetzung von Führungspositionen in Angestellten-

berufen durch weibliche und männliche MaturantIn-

nen: Nach Abschluss einer berufsbildenden höheren

Schule ist etwa nur jede zwanzigste Frau, aber jeder

fünfte Mann an einem derartigen Arbeitsplatz. 

Deutliche Disparitäten sind auch unter den Akade-

mikerInnen zu erkennen: In die höchste Hierarchie-

ebene kommen weitaus mehr Männer als Frauen:

Von den Universitätsabsolventinnen sind 39% in

hochqualifizierten oder führenden Positionen in der

Privatwirtschaft oder im öffentlichen Dienst tätig,

von den Absolventen 55%.



VIER VON ZEHN FRAUEN ARBEITEN IN TEILZEIT

Seit 1995 ist die Zahl der in Teilzeit beschäftigten

Frauen von 395.000 um 81% auf 715.000 im Jahr

2006 gestiegen (Tabelle 27). Die Teilzeitquote, 1975

noch deutlich unter 10%, legte von 27% 1995 auf

40% 2006 zu. Im letzten Jahrzehnt wurde die

Beschäftigungszunahme bei den Frauen ausschließ-

lich durch die Zunahme der Teilzeitbeschäftigung

getragen, während die Zahl der Vollzeitarbeitsplätze

seit 1995 offensichtlich zurück ging. Auch 2006

stellten Frauen mit 84% aller Teilzeiterwerbstätigen

weitaus das Gros der Teilzeitkräfte. Bei den Män-

nern erreichte der Anteil der Teilzeitarbeit 2006

nur 7%. 

Die Teilzeitquote der unselbständig erwerbstätigen

Frauen hat sich im Zeitraum 1995 bis 2006 von

27% auf 42% erhöht. Jene der selbständig bzw.

mithelfend tätigen Frauen zeigt hingegen kaum 

Veränderungen und liegt etwa bei 29%. Bei den

erwerbstätigen Männern weisen Selbständige und

Mithelfende noch immer eine höhere Teilzeitquote

auf als unselbständig erwerbstätige Männer: 10%

zu 6% im Jahr 2006. 

ARBEITERINNEN ARBEITEN AM HÄUFIGSTEN 

TEILZEIT

Die vorhin genannten Teilzeitquoten für 2006 erge-

ben sich aus den Antworten auf die Frage, ob in Teil-

zeit gearbeitet wird. Ähnliche Werte ergeben sich,

wenn man – wie in Tabelle 28 – Personen mit einer

wöchentlichen Normalarbeitszeit bis 35 Stunden als

Teilzeitbeschäftigte zählt. Dabei wird ersichtlich,

dass Arbeiterinnen (47%) zwar am häufigsten einer

Teilzeitbeschäftigung nachgehen, diese Form der

Beschäftigung aber auch bei Angestellten und

Arbeitszeit

BEFRISTETE ARBEITSVERHÄLTNISSE BEI FRAUEN

UND MÄNNERN ETWA GLEICH HÄUFIG

Im Jahr 2006 hatten insgesamt 141.000 unselb-

ständig erwerbstätige Frauen und 166.000 Männer

befristete Arbeitsverhältnisse (Tabelle 26). Somit

arbeiteten 9% der Frauen und Männer unter einem

solchen Vertragsverhältnis. 

Bei den Frauen, aber mehr noch bei den Männern

ist ein überwiegender Teil davon im Alter von 15 bis

19 Jahren. Hier handelt es sich meist um Lehrlinge,

deren Lehrvertrag ebenfalls eine zeitliche Befristung

enthält. Erwerbstätige dieser Altersgruppe geben

als Grund für ihre Befristung auch hauptsächlich

Ausbildung an (Frauen: 85%, Männer: 89%). 

Der etwas geringeren Bedeutung des Grundes 

„Ausbildung“ entsprechend, liegen die Anteile aller

anderen Gründe bei Frauen höher als bei Männern,

allerdings mit gleichem Muster. Die Motive „Probe-

arbeitszeitvertrag“ (Frauen: 12%) und „keine Dauer-

stelle gefunden“ (Frauen: 15%) liegen etwa gleich

auf. Seltener (Frauen: 6%) wurde keine Dauerstelle

gewünscht. 

Arbeitsbedingungen



Beamtinnen (42%) weit verbreitet ist. Im Bereich

der Land- und Forstwirtschaft sind Arbeitszeiten im

Teilzeitausmaß bei Frauen am seltensten (27%).

Bei den Männern zeigt sich in dieser Hinsicht ein

spiegelverkehrtes Bild, wenn auch traditioneller-

weise auf einem deutlich niedrigeren Niveau als bei

Frauen: Bei den Männern ist der Anteil der Teilzeit-

erwerbstätigen unter den Arbeitern am niedrigsten

(4%, Durchschnitt: 7%), während er bei Selbständigen

und Mithelfenden in der Land- und Forstwirtschaft,

aber auch in anderen Wirtschaftszweigen höher ist

als bei unselbständig erwerbstätigen Männern.

Arbeitszeiten von mehr als 40 Stunden pro Woche

sind bei Frauen wie bei Männern vor allem im Bereich

der Selbständigen und Mithelfenden zu finden, wenn-

gleich der Anteil bei den Frauen deutlich unter

jenem der Männer liegt.

MAXIMUM DER TEILZEITARBEIT 

BEI DEN 35- BIS 39-JÄHRIGEN FRAUEN

Bei den Frauen sind es vor allem jene in mittleren

Jahren, die am öftesten einer Teilzeitarbeit nach-

gehen, bei den Männern die Jüngeren. 2006 nahm

die Teilzeitquote der Frauen von 14% bei den 15- bis

19-Jährigen auf den Gipfelwert 51% bei den 35- bis

39-Jährigen zu, um dann etwas zu sinken und bei

den 55- bis 59-Jährigen wieder anzusteigen (Grafik 9).

Bei den Männern zeigen sich Spitzenwerte im 

Alter zwischen 20 und 30 Jahren (20 bis 24: 11%,

25 bis 29: 9%). Nach einem Rückgang auf 3% bei

den 50- bis 54-Jährigen steigt ab 55 auch bei den

Männern die Teilzeitquote wieder an. Unter den

wenigen Personen, die ab 60 noch im Erwerbsleben

stehen, arbeiten zwei Drittel der Frauen und rund

ein Drittel der Männer in Teilzeit. 



MEHR ALS DIE HÄLFTE DER FRAUEN 

FÜHRT FAMILIÄRE GRÜNDE ALS MOTIV 

FÜR IHRE TEILZEITARBEIT AN

Die besonders große Verbreitung von Teilzeitarbeit

bei Frauen ab etwa 30 Jahren steht im Zusammen-

hang mit Betreuungspflichten für Kinder, die auch in

der Rangfolge der Gründe für Teilzeitarbeit bei allen

teilzeitbeschäftigten Frauen sichtbar wird (Tabelle 29).

56% der Frauen gegenüber 15% der Männer in

Teilzeit nannten 2006 „Betreuung von Kindern oder

Erwachsenen“ sowie „andere familiäre Gründe“ 

als ausschlaggebend für Teilzeitarbeit. Dement-

sprechend haben die meisten anderen Gründe bei

Männern ein höheres Gewicht, vor allem die unspe-

zifischen „sonstigen Gründe“ (18% zu 5%) und 

„Ausbildung“ (25% zu 6%). Etwa ein Fünftel der teil-

zeitbeschäftigten Frauen und ein Viertel der Männer

äußerten als Grund, „keine Vollzeitarbeit zu wün-

schen“. 16% der teilzeitbeschäftigten Männer

(Frauen: 11%) gaben an „keine Vollzeitarbeit 

gefunden“ zu haben. 

Die Beweggründe für Teilzeitarbeit sind deutlich

altersspezifisch: So steht sowohl bei jüngeren

Frauen, aber besonders bei jüngeren Männern 

eher die Ausbildung im Vordergrund – z.B. bei den

20- bis 24-Jährigen 42% zu 65% (Tabelle 29). Ältere

Erwerbstätige wollen häufiger keine Vollzeittätigkeit

und auch auf „sonstige Gründe“ entfällt ein hoher

Prozentsatz. 

Im Zeitvergleich fällt auf, dass Betreuungspflichten

und andere familiäre Gründe bei den Frauen etwas

an Bedeutung verloren haben (1997: 65%, 2006:

56%). Bei den Männern liegt dieser Wert unverän-

dert bei etwa 15%.  

70% DER GERINGFÜGIG ERWERBSTÄTIGEN 

SIND FRAUEN

Geringfügige Erwerbstätigkeiten7 unselbständig

Beschäftigter sind in den letzten Jahren stark an-

gestiegen (Tabelle 30). Waren es im Jahr 1996

148.300 Beschäftigungsverhältnisse, die die

Geringfügigkeitsgrenze beim Einkommen nicht über-

schritten haben, so sind es nach einem kontinuierli-

chen Anstieg im Jahr 2006 bereits 235.500, das

ist eine Zunahme um rund 60%. Der Frauenanteil

an allen geringfügig Erwerbstätigen ist im Beobach-

tungszeitraum leicht von 73% (1997 und 1998) 

auf 70% (2006) gesunken. Mehr als die Hälfte aller

geringfügig erwerbstätigen Frauen (2006: 56%)

sind Arbeiterinnen. Ihr Anteil ist jedoch in den letz-

ten Jahren stetig zurückgegangen, 1996 lag die

Quote noch bei 70%. 

ABEND- UND NACHTARBEIT GEHÖRT STÄRKER IN

DIE BERUFSWELT DER MÄNNER ALS DER FRAUEN

11% der erwerbstätigen Frauen arbeiteten 2006

regelmäßig am Abend (zwischen 20 und 22 Uhr)

und 5% in der Nacht (22 – 6 Uhr, Tabelle 31).

Abend- und Nachtarbeit ist somit unter Frauen deut-

lich seltener als unter Männern (Abendarbeit: 17%,

Nachtarbeit: 10%). Sowohl von Frauen als auch 

von Männern muss vor allem im Beherbergungs-

und Gaststättenwesen zu diesen Zeiten gearbeitet

7 Im Hauptverband werden Beschäftigungsfälle, nicht Personen gezählt. Die Abgrenzung der Geringfügigkeit erfolgt über das 
Einkommen (2006: 333,16 Euro/Monat), beim Mikrozensus hingegen über die Arbeitsstunden (1 – 11 Stunden Normalarbeitszeit).



werden. Bei den Männern treten zu diesen 

Wirtschaftszweigen noch eine Reihe von Branchen

der Produktion und die öffentliche Verwaltung (vor

allem Sicherheitsdienste) hinzu.

Von Samstagsarbeit sind Frauen (32%) geringfügig

häufiger betroffen als Männer (30%). Hinsichtlich

der Sonntagsarbeit liegen beide Geschlechter etwa

gleich auf (jeweils 17%). Erwerbstätige in der Land-

und Forstwirtschaft müssen am öftesten an Sams-

tagen und Sonntagen arbeiten, dies gilt für Frauen

(samstags: 82%, sonntags: 69%) noch mehr als 

für Männer (76% bzw. 61%). Sehr verbreitet ist

Wochenendarbeit auch im Beherbergungs- und

Gaststättenwesen, allerdings sind hier Männer stär-

ker betroffen (Tabelle 31).

NICHT-ERWERBSTÄTIGKEIT VON FRAUEN 

VIELFACH AUS FAMILIÄREN GRÜNDEN

Im Zuge eines Mikrozensus-Sonderprogramms zum

Thema „Haushaltsführung, Kinderbetreuung, Pflege“

(20028) wurden von nicht-erwerbstätigen Frauen

auch die Gründe erfragt, die einer Erwerbstätigkeit

im Wege stehen (Tabelle 32). Es zeigt sich, dass viel-

fach familiäre Gründe für die Nicht-Erwerbstätigkeit

von Frauen ausschlaggebend sind. Bei den 18- bis

55-jährigen Frauen insgesamt entfielen 22% auf

„will mich der Kinderbetreuung/Haushaltsarbeit/

Pflege widmen“, 13% auf „Wunsch des Gatten, der

Familie“ sowie 9% auf „zuviel Arbeit im Haushalt

bzw. mit den Kindern“. Weitere 4% nannten als

Grund fehlende Unterbringungsmöglichkeiten für

Kinder. Berufliche Gründe rücken dagegen zurück. 

10% gaben an, deshalb nicht zu arbeiten, weil sie

keinen oder keinen  passenden Arbeitsplatz finden

und  4% meinten, die letzte Berufstätigkeit läge

schon zu lange zurück. 4% gaben an, sie hätten

ohne Berufstätigkeit mehr Zeit für sich selbst, 9%

führten gesundheitliche und 17% sonstige Gründe

(vielfach Ausbildung) an. 

Familiäre Gründe kommen im Alter von 30 bis 44

Jahren am meisten zum Tragen – „zuviel Arbeit im

Haushalt bzw. mit den Kindern“ und „Freude, Inte-

resse an der Haus- und Familienarbeit“ wurde hier

von je mindestens einem Drittel der nichterwerbstä-

tigen Frauen angegeben (Tabelle 32). Gesundheitliche

Gründe nehmen erwartungsgemäß mit fortschrei-

tendem Alter zu; im Alter von 50 bis 54 Jahren

führten 27% der Frauen diese Begründung an. Aus-

bildungsbezogene Hemmnisse spielen insbesondere

bei Frauen jüngeren Alters eine Rolle – acht von

zehn 18- bis 24-Jährigen machten diese Angabe.

8 Keine neueren Daten verfügbar.



Arbeitslosigkeit

WEITERHIN MEHR ARBEITSLOSE MÄNNER 

ALS FRAUEN

Im Jahr 2006 waren 103.000 Frauen und 136.000

Männer beim Arbeitsmarktservice als Arbeitlose

vorgemerkt (Tabelle 33). Gegenüber 1990 hat sich

damit die Zahl der arbeitslosen Frauen um 35%,

jene der Männer sogar um 53% erhöht.

Die Arbeitslosenquote nach nationaler Berechnung9

betrug 2006 6% bei den Frauen und 7% bei den

Männern.

UNTERSCHIEDLICHE BETROFFENHEIT VON

ARBEITSLOSIGKEIT NACH DER SCHULBILDUNG

Auch im Jahr 2006 hatte fast die Hälfte (48%) aller

arbeitslosen Frauen nur einen Pflichtschulabschluss

oder keine abgeschlossenene Schule, bei den Män-

nern waren es 45% (Tabelle 33). 

Der Anteil jener arbeitslosen Frauen, die keine

Schule abgeschlossen haben, hat sich gegenüber

1990 anteilsmäßig verdoppelt und lag 2006 bei 6%

(Männer 5%). Der Prozentsatz der arbeitslosen

Frauen mit Pflichtschulabschluss ist hingegen von

49% (1990) auf 43% (2006) zurückgegangen. Bei

den arbeitslosen Männern beträgt diese Quote 40%

und liegt damit im Jahr 2006 gleich hoch wie jene

der arbeitslosen Männer mit Lehrabschluss. Etwas

mehr als ein Viertel der arbeitslosen Frauen hat keinen

Job, obwohl sie  eine Lehre abgeschlossen haben.

Im Beobachtungszeitraum ist festzustellen, dass

sich unter den Arbeitslosen immer mehr Akademi-

kerInnen finden. 2006 waren 4% der arbeitslosen

Frauen Akademikerinnen, 1990 erst 2%. Vergleichs-

weise geringer fiel der Anstieg der Akademiker-

arbeitslosigkeit bei den Männern aus: Von den

männlichen Arbeitslosen hatten 1990 2%, 2006

3% einen Universitäts- oder Hochschulabschluss.

�

9 Arbeitslose in % des Arbeitskräfteangebotes.





Einkommensdifferenzen zwischen Frauen und Männern

manifestieren sich auf verschiedenen Ebenen. Struk-

turelle Unterschiede wie z.B. eine höhere Teilzeitbe-

schäftigungsquote bei Frauen spielen dabei ebenso

eine Rolle, wie unterschiedliche Entlohnungen von

Frauen und Männern innerhalb desselben Berufs-

feldes.

Im Folgenden werden daher zunächst geschlechts-

spezifische Einkommensverteilungen von unselb-

ständig Erwerbstätigen (ohne Lehrlinge) nach

verschiedenen Gliederungskriterien (u.a. Branche,

Stellung im Beruf, Berufsgruppen) beschrieben 

und der Indikator des Gender Pay Gaps vorgestellt.

Anschließend werden Einkommensdifferenzen

sowohl bei selbständig Beschäftigten als auch bei

PensionistInnen beleuchtet und ein eigener Abschnitt

behandelt die Verteilung weiterer Sozialleistungen

wie Kinderbetreuungs- und Arbeitslosengelder. Da

auch Armutsgefährdung Frauen in unterschiedlicher

Weise als Männer betrifft, bildet eine Analyse dieses

Themengebietes den Abschluss dieses Kapitels.

Informationen über Jahreseinkommen können den

jährlichen Lohnsteuerdaten entnommen werden.

Darin werden alle Bezüge in voller Höhe erfasst, also

auch jene Bezugsbestandteile, die über der Höchst-

beitragsgrundlage der Sozialversicherung liegen10.

Die Beschreibung der mittleren Einkommen meint

immer den Median. Dieser Kennwert hat gegenüber

dem arithmetischen Mittel (das in den Tabellen im

Anhang teilweise zusätzlich angegeben ist) den 

Vorteil, „robust“ gegenüber extrem hohen bzw. nied-

rigen Einkommensfällen zu sein.

EINKOMMEN

Einkommen der

unselbständig

Erwerbstätigen 38

Einkommen der

selbständig

Erwerbstätigen 43

Einkommen der

PensionistInnen 44

BeamtInnen 

in Ruhe 45

Pensions-

leistungen 46

Weitere 

Sozialleistungen 48

Armutsgefährdung

und manifeste

Armut 50

10 In den Lohnsteuerdaten finden sich alle Personen, die im
Bezugsjahr lohnsteuerpflichtige Einkommen bezogen haben;
dabei kommt es nur darauf an, ob diese Einkommen prinzipiell
lohnsteuerpflichtig waren, unabhängig davon, ob tatsächlich
Lohnsteuer bezahlt werden musste.



FRAUEN ERREICHEN IM MITTEL 

60% DER MÄNNEREINKOMMEN

2005 lag das mittlere Bruttojahreseinkommen

(Median) der unselbständig erwerbstätigen Frauen

bei 16.296 Euro und erreichte damit lediglich 60%

des Vergleichwertes der Männer (27.375 Euro;

Tabelle 34). Netto zeigte sich ein ähnliches Bild: 

Nachdem Frauen durchschnittlich 80% ihres Brutto-

jahresgehaltes übrig blieben, erhielten sie im Mittel

mit 13.073 Euro 67% des mittleren Nettojahresein-

kommens der Männer. Dieses lag bei 19.598 Euro,

was 72% des Bruttowertes entsprach.

Von 2004 auf 2005 erhöhte sich das mittlere Brutto-

jahreseinkommen der Frauen um 2,0%, bei Männern

um 1,8%. Das Wachstum der Netto-Einkommen

weiblicher unselbständig Erwerbstätiger lag bei

3,4%, jenes der Männer bei 2,8% (Tabelle 34). 

Ein Maß zur Beschreibung von Ungleichheiten bei

Einkommensverteilungen ist das Verhältnis des

Interquartilsabstands zum Median. Damit wird die

Differenz zwischen dem ersten und dem dritten

Quartil (jene Grenzen, unter der die niedrigsten

25% bzw. 75% der Einkommen liegen) als Prozent-

wert des Medianeinkommens dargestellt. Ein hoher

Wert gibt eine starke Ungleichverteilung an. Bei 

den Bruttojahreseinkommen der Frauen betrug er

2005 117%, bei den Männern 85%.

Ein wesentlicher Grund für diese geschlechtsspezifi-

schen Einkommensunterschiede liegt in der hohen

Teilzeitquote von erwerbstätigen Frauen (siehe 

Kapitel „Erwerbstätigkeit“). Einkommen von Teilzeit-

beschäftigten sind nicht nur niedriger als jene der

Vollzeitbeschäftigten, sie sind auch – gemessen am

Interquartilsabstand – ungleicher verteilt (Tabelle 35).

Eine detaillierte Interpretation der geschlechtsspezi-

fischen Einkommensunterschiede ist allerdings auf-

grund der geringen Fallzahl der teilzeitbeschäftigten

Männer schwierig.

EINKOMMENSUNTERSCHIEDE 

SIND BRANCHENSPEZIFISCH

Die Betrachtung der Einkommensverteilungen nach

Branchen zeigt deutliche Unterschiede unter den

unselbständig Erwerbstätigen auf. Das liegt unter

anderem daran, dass Aspekte wie saisonale

Beschäftigung, Teilzeitarbeit oder die Art der

Beschäftigungsverhältnisse in den verschiedenen

Branchen unterschiedliche Rollen spielen.

Die Branche mit den anteilsmäßig meisten Frauen

war 2005 das Gesundheits-, Veterinär- und Sozial-

wesen. Von den 219.609 hier unselbständig

beschäftigten Personen waren 80% weiblich. Einen

ebenfalls hohen Frauenanteil konnte das Beherber-

gungs- und Gaststättenwesen aufweisen (62%). 

Mit 13% ist der Frauenanteil im Bauwesen am

geringsten (nicht in der Tabelle ausgewiesen).

Die größten relativen Einkommensunterschiede zwi-

schen Frauen und Männern waren 2005 im Handel

(Frauen: 13.982 Euro, Männer: 25.196 Euro) und 

in der Energie- und Wasserversorgung (Frauen:

25.116 Euro, Männer: 45.627 Euro) zu beobachten:

Das mittlere Bruttojahreseinkommen der Frauen

lag in diesen beiden Branchen bei 55% von jenem

der Männer (Tabelle 36). Nur geringfügig kleiner war

der Unterschied im Kredit- und Versicherungswe-

sen. Hier war zwar das Medianeinkommen sowohl

bei Frauen als auch bei Männern am höchsten, die

Einkommen der unselbständig Erwerbstätigen



weiblichen Beschäftigten erhielten aber im Mittel

dennoch nur 56% vom Einkommen der Männer

(Frauen: 27.230 Euro, Männer: 48.277 Euro). 

Im Beherbergungs- und Gaststättenwesen war der 

Einkommensunterschied am geringsten: Frauen

erreichten im Mittel 77% vom Einkommen ihrer

männlichen Kollegen. 

Wie weiter oben schon erwähnt, unterscheiden sich

die einzelnen Wirtschaftsbereiche allerdings in ihrer

Struktur, wodurch geschlechtsspezifische Einkom-

mensunterschiede mit verursacht werden. Um 

solche strukturellen Effekte auszugleichen, ist es

sinnvoll, die Einkommensverteilungen der nur ganz-

jährig Vollzeitbeschäftigten zu betrachten.

Unter diesem Blickwinkel steigt nicht nur das Niveau

der mittleren Einkommen in absoluten Zahlen, son-

dern auch der Anteil der mittleren Fraueneinkommen

am Männereinkommen insgesamt von 60% auf

78% (Tabelle 36). Die Branchen mit den geringsten

relativen Einkommensunterschieden sind der Berg-

bau (diese Branche ist allerdings mit 6.711 Perso-

nen – davon 910 Frauen – eher gering besetzt), im

Beherbergungs- und Gaststättenwesen (252.007,

davon 156.542 Frauen), im Verkehr und der Nach-

richtenübermittlung (251.759, davon 62.445 Frauen)

sowie in der öffentlichen Verwaltung (561.990,

davon 313.331 Frauen). Überall dort verdienten

Frauen im Mittel 85% vom Einkommen der Männer.

UNTERSCHIEDE BEI ARBEITERINNEN UND 

ANGESTELLTEN GRÖSSER ALS BEI BEAMTINNEN

Eine Verknüpfung der Lohnsteuerdaten mit dem

Mikrozensus ermöglicht eine weitere Untergliederung

der unselbständig Erwerbstätigen nach „Funktionen“.

Diese setzen sich aus zwei Komponenten zusammen:

der Art des Beschäftigungsverhältnisses und der

Stellung im Beruf. Allerdings muss bei der Interpre-

tation der Werte bedacht werden, dass diese auf

einer hochgerechneten Stichprobenerhebung des

Mikrozensus beruhen.

2005 waren ein Viertel aller unselbständig erwerbs-

tätigen Frauen Arbeiterinnen. Ihr Bruttojahresein-

kommen betrug im Mittel 13.344 Euro. Männliche

Arbeiter (45% aller unselbständig erwerbstätigen

Männer) verdienten mit 24.837 Euro im Mittel fast

doppelt so viel (Tabelle 37). Die Gruppe der Angestell-

ten war mit 63% unter den erwerbstätigen Frauen

deutlich größer als unter den Männern (43%). 

Auch hier betrug das Medianeinkommen der Frauen

lediglich die Hälfte von jenem der Männer (Frauen:

17.875 Euro, Männer: 35.712 Euro). 

Mit jeweils rund 13% gab es anteilsmäßig gleich

viele öffentlich Bedienstete unter den Frauen wie

unter den Männern. Hier war auch der Einkom-

mensunterschied am geringsten: Das mittlere 

Bruttojahreseinkommen der Beamtinnen und der

weiblichen Vertragsbediensteten erreichte 79% 

von jenem ihrer männlichen Kollegen (Frauen:

28.524 Euro, Männer: 35.932 Euro). 

Werden die medianen Nettojahreseinkommen

betrachtet, verringern sich die Einkommensunter-

schiede ein wenig. So erhalten Arbeiterinnen im 

Mittel 60% vom Einkommen der Arbeiter, unter 

den Angestellten liegt dieser Prozentsatz bei 58%

und bei öffentlich Bediensteten beträgt er 82% 

(Tabelle 38).



Sowohl bei den ArbeiterInnen als auch bei den Ange-

stellten ist der Frauenanteil unter den am niedrig-

sten bezahlten Hilfsarbeitskräften am höchsten

(57% von 277.100 Erwerbstätigen bzw. 68% von

289.500). Bei den FacharbeiterInnen liegt der Frau-

enanteil bei 14%. Von den VorarbeiterInnen bzw.

MeisterInnen – die bestbezahlte Gruppe unter den

ArbeiterInnen – sind lediglich 5% (von 40.600)

weiblich (Tabelle 39).

Unter den Angestellten und öffentlich Bediensteten,

die führenden Tätigkeiten nachgehen und damit

das höchste Jahreseinkommen erzielen, liegt der

Frauenanteil bei 25% (von 136.500) bzw. 22% (von

29.300) und ist damit niedriger als bei nahezu allen

anderen Erwerbstätigengruppen (die einzige Aus-

nahme bilden FacharbeiterInnen mit einem Frauen-

anteil von 14% von 469.000; Tabelle 39). 

Dieser Trend, dass unter den bestbezahlten Gruppen

der Frauenanteil gering ist, wird noch verstärkt,

wenn nur ganzjährig Vollzeitbeschäftigte betrachtet

werden (Tabelle 40).

SENIORITÄTSPRINZIP: HÖHE DER EINKOMMEN

STEIGT MIT DEN BERUFSJAHREN

Die Grafiken 10 und 11 veranschaulichen jenen

Effekt, der mit dem Begriff „Senioritätsprinzip“

beschrieben werden kann: Die Höhe des mittleren

Bruttojahreseinkommen steigt mit der Zahl der

Berufsjahre und damit mit dem Alter. 

Um die Auswirkungen saisonaler Beschäftigung

bzw. von Teilzeitarbeit auf das Einkommen nicht mit

abzubilden, wurden nur ganzjährig Vollzeitbeschäf-

tigte berücksichtigt. Das Senioritätsprinzip gilt vor

allem bei BeamtInnen und männlichen Angestellten.



Für Vertragsbedienstete und weibliche Angestellte

macht es sich erst im Alter ab 60 Jahren deutlich

bemerkbar und für ArbeiterInnen spielt es fast gar

keine Rolle. Dadurch, dass die Einkommen von Frauen

und Männern nicht gleichermaßen von diesem

Effekt betroffen sind, vergrößern sich bei ArbeiterIn-

nen und Angestellten auch mit steigendem Alter die

geschlechtsspezifischen Einkommensunterschiede.

DEUTLICHE EINKOMMENSUNTERSCHIEDE 

SOWOHL BEI AKADEMIKERINNEN ALS AUCH 

BEI HILFSARBEITSKRÄFTEN

Im Gegensatz zur Betrachtung der Einkommen nach

Branchen oder Funktionen soll die Gliederung nach

Berufsgruppen die konkrete Tätigkeit der Einzelper-

sonen darstellen. Diese Einteilung wurde ebenfalls

durch die Verknüpfung von Lohnsteuerdaten und

Mikrozensus ermöglicht.

Die höchsten mittleren Bruttojahreseinkommen

erzielten Frauen in akademischen Berufen 

(34.020 Euro; Tabelle 41). Männer in vergleichbaren

Positionen erhielten im Mittel 48.508 Euro, verdien-

ten aber als Führungskräfte in der Privatwirtschaft

mit mittleren 51.777 Euro am meisten (Frauen:

32.288 Euro). Die niedrigsten Medianeinkommen

hatten sowohl bei den Frauen als auch bei den 

Männern Hilfsarbeitskräfte (Frauen: 12.597 Euro,

Männer: 22.616 Euro) und Beschäftigte in Dienst-

leistungsberufen (Frauen: 13.137 Euro, Männer:

21.318 Euro). 

Die geringsten relativen geschlechtsspezifischen

Einkommensunterschiede zeigten sich bei Erwerbs-

tätigen in akademischen Berufen (Tabelle 42). Hier

erhielten Frauen im Mittel 70% vom Einkommen der

Männer. Weibliche Hilfsarbeitskräfte hingegen

mussten sich mit mittleren 56% der Einkommen



ihrer männlichen Kollegen zufrieden geben. Werden

nicht ganzjährig Beschäftigte und Teilzeitarbeits-

kräfte ausgeklammert, so steigt dieser Anteil 

allerdings auf 74%. Dienstleistungsberufe sowie

Fachkräfte in der Land- und Forstwirtschaft stellen

die einzigen beiden Berufsgruppen dar, bei denen 

in dieser eingeschränkten Betrachtungsweise der

Anteil der mittleren Fraueneinkommen am Männer-

einkommen sinkt (um 2 bzw. 4 Prozentpunkte). Das

lässt sich vor allem durch den Umstand erklären,

dass gut bezahlte Positionen – meist Vollzeitstellen

– hier überproportional stark von Männern besetzt

werden.

GENDER PAY GAP

Der im Rahmen der Lissabon-Strategie der Europäi-

schen Union festgelegte Strukturindikator aus dem

Bereich Beschäftigung „Gender Pay Gap“ stellt 

Einkommensunterschiede zwischen Männern und

Frauen auf Basis von Brutto-Stundenlöhnen dar.

Ermittelt werden geleistete Arbeitsstunden und

Bruttomonatseinkommen (einschließlich Überstun-

denentgelte) in EU-SILC, einer Statistik zu Einkom-

men und Lebensbedingungen von Privathaushalten

– in Österreich dient diese auch als Datenquelle für

Stundenlöhne und damit für den Gender Pay Gap11.

Der Indikator ist definiert als Prozentsatz, um den

Frauen pro Arbeitsstunde brutto weniger verdienen

als Männer. Die Population umfasst alle Beschäftig-

ten im Alter von 16 bis 64 Jahren, die mindestens

15 Stunden pro Woche arbeiten. Demnach beträgt

der Einkommensnachteil in den Stundenlöhnen von

Frauen gegenüber Männern im Jahr 2005 18% –

da dieser Wert auf Basis einer Stichprobenerhebung

ermittelt wird, ist zu beachten, dass die Schwan-

kungsbreite bei 95%-Vertrauenswahrscheinlichkeit

zwischen 15,6% und 20,3% liegt. In den Vorjahren

wurden Werte von 18% (2004) bzw. 17% (2003)

ermittelt, es zeigt sich also keine signifikante Verän-

derung12.

Die Position Österreichs mit einem geschlechtsspe-

zifischen Lohnunterschied von 18% bedeutet einen

Platz im europäischen Mittelfeld. Im Durchschnitt

der EU-25 wird ein etwas geringerer Lohnunter-

schied von 15% errechnet.

GENDER PAY GAP 2003 2004 2005

Anteil der Mittleren 
Stundenlöhne der Frauen 
an denen der Männer
Gender Pay Gap, in %

17 18 18

Quelle: EU-SILC 2003-2005

11 Andere amtliche Statistiken, die jährlich Daten für beide Komponenten, Arbeitsstunden und Einkommen, liefern, gibt es nicht. 
In den Lohnsteuerdaten sind keine Arbeitsstunden enthalten, in der Arbeitskräfteerhebung keine Einkommen, die Verdienststruktur-
erhebung wiederum liefert keine jährlichen Ergebnisse.

12 Auf Grund eines Zeitreihenbruchs (bis 2001 wurde das Europäische Haushaltspanel zur Ermittlung des Gender Pay Gaps 
in Österreich verwendet; ab 2003 sind Daten von EU-SILC verfügbar) werden keine früheren Werte ausgewiesen.



Informationen über Einkünfte selbständig Erwerbs-

tätiger stammen aus Einkommen- und Lohnsteuer-

daten. Ihre Darstellung und insbesondere ein

direkter Vergleich mit Unselbständigeneinkommen

ist aus verschiedenen Gründen nicht einfach: Zum

einen sind die Einkünfte aus Selbständigenarbeit

schwierig zu erfassen, denn vor der jährlichen Steu-

ererklärung können Absetzbeträge oder Verluste

nicht berücksichtigt werden. Zum anderen unterlie-

gen Lohn- und Einkommensteuer unterschiedlichen

Regelungen und Berechnungsarten. Dies alles führt

dazu, dass Einkünfte selbständig Erwerbstätiger

systematisch unterschätzt werden. Dennoch können

durch das vorhandene Datenmaterial jene Strukturen

gut dargestellt werden, die die Einkommensunter-

schiede zwischen verschiedenen Personengruppen

beschreiben. 

EINKOMMENSNACHTEIL VON FRAUEN AUCH 

BEI SELBSTÄNDIGEN

2003 waren 34% der 266.482 ausschließlich 

selbständig erwerbstätigen Personen weiblich. Die

mittleren Jahreseinkünfte der Frauen lagen 33%

unter dem Gesamtmittel von 10.900 Euro, jene der

Männer um 24% darüber. Der Einkommensnachteil

der Frauen zeigt sich in allen Branchen. Besonders

hoch sind die relativen Abweichungen bei den unter-

nehmensbezogenen Dienstleistungen sowie im

Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen (Tabelle 43).

In dieser zuletzt genannten Branche werden insge-

samt die mit Abstand höchsten mittleren Einkommen

erzielt, da hier männliche Fachärzte das mittlere

Jahreseinkommen stark heben. Um solche Einkom-

mensunterschiede innerhalb einer Branche festzu-

stellen, können selbständig Erwerbstätige mittels

Schwerpunktprinzip13 unterschiedlichen Berufs-

feldern zugeordnet werden. Dadurch zeigt sich bei-

spielsweise auch ein stark überdurchschnittliches

Einkommen bei RechtsberaterInnen (Frauenmedian

in Prozent des Männermedians: 55%; nicht in der

Tabelle ausgewiesen). 

Einkommen der selbständig Erwerbstätigen

13 Eine tiefere Gliederung der ÖNACE (6-Steller) in Kombination mit drei Arten von Einkünften (Schwerpunkten) ermöglicht einzelne
Berufe hervorzuheben. Die drei Schwerpunkte beziehen sich auf Einkünfte aus Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit sowie Vermietung
und Verpachtung laut Einkommensteuergesetz. Es wird jener Schwerpunkt gewählt, aus dem die jeweilige Person die höchsten Ein-
kommen erzielt.



Das Einkommen der PensionistInnen mit Wohnsitz

in Österreich kann ebenfalls den Lohnsteuerdaten

entnommen werden. Bezieht eine Person innerhalb

eines Jahres sowohl Einkommen aus unselbständi-

ger Arbeit als auch eine Pension, wird sie dem höhe-

ren Einkommen nach klassifiziert. 

EINKOMMENSNACHTEIL DER FRAUEN 

IN DER PENSION NOCH HÖHER

Das mittlere Bruttojahreseinkommen der Pensioni-

stinnen lag 2005 bei 10.956 Euro und ist damit

seit dem Vorjahr um 2% gestiegen. Männliche 

Pensionisten bezogen nach einer 1,4-prozentigen

Erhöhung seit 2004 im Mittel 19.732 Euro (Tabelle

44). Somit lag die mittlere Pension der Frauen bei

56% der mittleren Männerpension, was bedeutet,

dass die Einkommensunterschiede zwischen den

Geschlechtern in der Pension noch höher als im

Erwerbsleben sind. 

Dies hängt damit zusammen, dass der Pensions-

anspruch von Frauen neben den geringeren 

Beitragsgrundlagen auch oft durch Beschäftigungs-

unterbrechungen infolge von Kindererziehung ver-

ringert wird. 

Auch die Einkommensunterschiede innerhalb der

Gruppe der Pensionistinnen sind größer als bei den

Männern: Der Abstand zwischen dem ersten und

dem dritten Quartil (Interquartilsabstand) ist zwar in

absoluten Zahlen bei Frauen geringer, relativiert an

der Höhe des Medians zeigt sich aber bei Pensioni-

stinnen eine größerere Ungleichverteilung (90%) als

bei den männlichen Pensionisten. Daraus lässt sich

ablesen, dass die mittlere Hälfte der Einkommen bei

Frauen ungleicher verteilt ist als bei Männern. Da

die Höhe des dritten Quartils bei Pensionistinnen

auch seit dem Vorjahr stärker gestiegen ist als die

des ersten (1. Quartil: 0,9%; 3. Quartil: 2,3%), hat

sich dieser Unterschied ebenso weiter ausgebaut.

Bei den Männern ist die Wachstumsrate in beiden

Quartilen annähernd gleich.

Bei den Nettojahreseinkommen zeigt sich ein nur

leicht unterschiedliches Bild: Die mittleren Pensions-

einkommen der Frauen liegen bei 62% der Median-

pension bei Männern (Frauen: 10.394 Euro, Männer:

16.778 Euro) und erreichen damit einen etwas

höheren Anteil als brutto (Tabelle 44). Der Wachs-

tumsunterschied seit 2004 zwischen dem ersten

und dem dritten Quartil ist aber bei den Netto-

einkommen der Frauen deutlicher (1. Quartil: 0,5%;

3. Quartil: 3,5%) als brutto. Bei den Männern liegt die

Pensionssteigerung in beiden Quartilen bei rund 2%.

Einkommen der PensionistInnen



Personen, die aufgrund einer Beschäftigung als

BeamtIn Anspruch auf eine Ruhe- oder Versor-

gungsleistung erlangten, können diese entweder

anstelle oder zusätzlich zu einer Pension aus der

gesetzlichen Pensionsversicherung erhalten. Diese

Personengruppe konnte mit Hilfe der Krankenver-

sicherungsdaten des Hauptverbandes für Sozial-

versicherungsträger identifiziert werden (ohne tabel-

larischen Nachweis).

BEI EHEMALIGEN BEAMTINNEN KAUM

GESCHLECHTSSPEZIFISCHE EINKOMMENS-

UNTERSCHIEDE

Wie auch bei den gesetzlichen Pensionen gibt es

unterschiedliche Formen solcher Ruhe- oder Ver-

sorgungsleistungen. Anspruch auf den Bezug eines

Ruhegenusses erlangen jene ehemaligen BeamtIn-

nen, die eine Mindestdienstzeit von 15 Jahren und

ein bestimmtes Alter (abhängig von ihrem Geburts-

jahr) nachweisen können. Darüber hinaus werden

häufig Versorgungsgenüsse für hinterbliebene 

Witwen bzw. Witwer und Waisen ausbezahlt.

Mittlere Ruhe- und Versorgungsgenüsse von BeamtIn-

nen in Ruhe liegen in der Regel über den durch-

schnittlichen versicherungsrechtlichen Pensionen.

Das liegt einerseits daran, dass es für Eigenbeträge

oder Höchstpensionen keine obere Grenze gibt,

andererseits befinden sich unter den BeamtInnen 

in Ruhe besonders viele AkademikerInnen, die 

das Medianeinkommen heben.

2005 gab es 292.987 Personen, an die eine Ver-

sorgungsleistung für öffentlich Bedienstete ausbe-

zahlt wurde. 44% davon waren weiblich, während

unter den versicherungsrechtlichen Pensionsbezie-

herInnen der Frauenanteil bei 55% lag. Versorgungs-

bzw. Ruhegenüsse der BeamtInnen unterscheiden

sich aber noch in einem anderen Punkt von anderen

Pensionen: Die Einkommensunterschiede zwischen

den Geschlechtern sind wesentlich ausgeglichener.

Je nach Art der Versorgungsleistung lag der mitt-

lere Bezug der Frauen zwischen 90% und 100% –

Ruhegenussbezieherinnen  erhielten im Mittel 

sogar um 2% mehr als Ruhegenussbezieher

(Frauen: 28.846 Euro, Männer: 28.209 Euro).

BeamtInnen in Ruhe



ZAHL DER ALTERSPENSIONEN 

BEI FRAUEN IN DEN LETZTEN JAHRZEHNTEN

KONTINUIERLICH GESTIEGEN

Die Daten des Hauptverbandes der Sozialversiche-

rungsträger liefern Informationen über verschie-

dene Arten der Pensionszahlungen.

Im Jahr 2006 wurden von den Pensionsversiche-

rungsträgern 2,08 Mio. Pensionen14 ausbezahlt

(Tabelle 45 und Grafik 12). Etwas mehr als 60% der

Pensionsleistungen erhielten Frauen, wobei der

Frauenanteil seit 1980 leicht gesunken ist. Dieser

hohe Anteil der Frauen ist vor allem auf die große

Anzahl an Witwenpensionen zurückzuführen. 

Hingegen wurde die Witwerpension erst zu Beginn

der 80er Jahre eingeführt, wodurch ein entspre-

chender Pensionsstock der Männer erst im Aufbau

begriffen ist. 

Bei der Alterspension nahm der Anteil der Frauen

von 51% (1980) auf 57% (2006) zu. Gründe dafür

sind – neben der Zunahme der Erwerbstätigkeit –

das Erreichen der Pensionsaltersgrenze von Frauen

der geburtenstarken Jahrgänge und die verbesserten

Zugangsmöglichkeiten (Anrechnung von Kinderer-

ziehungszeiten, Ausweitung der Anrechnung von

Ersatzzeiten bzw. nicht versicherten Tätigkeiten). 

In den letzten beiden Jahrzehnten gab es starke

Verschiebungen zwischen den Pensionsarten

(Tabelle 45 und Grafik 12), die zum Teil auch durch

geänderte gesetzliche Grundlagen bedingt waren

bzw. sind. 

Da immer mehr Frauen über eine eigenständige

Altersversorgung verfügen, stieg der Anteil der

Alterspensionen an den Pensionen, die an Frauen 

ausbezahlt werden, von 35% (Ende 1980) auf 51%

(2006). Der Anteil der Witwenpensionen sank 

hingegen von 46% auf 34%, obwohl die absolute

Zahl der Witwenpensionen nur um 18.000 von

448.000 (1980) auf 430.000 (2006) zurückging.

Die Witwerpensionen stiegen seit ihrer Einführung

auf ca. 5% der Pensionen der Männer im Jahr 2006.

Der Anteil der Pensionen aufgrund geminderter

Erwerbsfähigkeit bzw. Erwerbsunfähigkeit sank bei

den Frauen von 15% auf  14%. Bei den Männern

liegt er hingegen nach einem Anstieg in den Jahren

von 1980 bis 1990, einem Rückgang zwischen

1995 und 2000 und zuletzt wieder zunehmender

Tendenz 2006 bei 31% und somit geringfügig über

dem Anteil von 30% Ende 1980. Der Anteil der

Alterspensionen der Männer ist nach einem Rück-

gang in den 80ern wieder auf etwas über 60%

gestiegen.

Pensionsleistungen

14 Hier handelt es sich um die Anzahl der Pensionsfälle, nicht um die Anzahl der Personen, die Pensionsleistungen beziehen.





AUCH IN BEZUG AUF LEISTUNGEN 

DER ARBEITSLOSENVERSICHERUNG 

SIND FRAUEN BENACHTEILIGT

Die Zahl der Arbeitslosengeld- und Notstandshilfe-

bezieherInnen hat im Zeitraum 1975 – 2006 von

40.227 auf 212.877 Personen zugenommen. 

Infolge der Zunahme der Langzeitarbeitslosigkeit ist

es zu einem massiven Anstieg des Notstandshilfebe-

zugs gekommen: 1975 standen erst 13%, im Jahr

2006 bereits 43% der LeistungsbezieherInnen der

Arbeitslosenversicherung im Notstandshilfebezug.

Der Anteil der Frauen an den Arbeitslosengeld- und

NotstandshilfebezieherInnen ist von 56% (1975)

auf 41% (2006) zurückgegangen, beim Arbeitslo-

sengeldbezug von 56% auf 40%, beim Notstands-

hilfebezug von 58% auf 41%.

Mit der Ausweitung des Leistungsbezugs infolge der

gestiegenen Arbeitslosigkeit ist eine Erhöhung 

der LeistungsbezieherInnenquote (Anteil der Lei-

stungsbezieherInnen in Prozent der vorgemerkten

Arbeitslosen) von 73% (1975) auf 89% (2006) 

einhergegangen (Grafik 13). 

Bei den Frauen (1975: 75%; 2006: 84%) hat sich

die LeistungsbezieherInnenquote allerdings weniger

stark verbessert als bei den Männern (1975: 69%;

2006: 93%), sodass anteilsmäßig mehr arbeitslose

Frauen als Männer keinen Anspruch auf Leistungen

der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosengeld,

Notstandshilfe) haben. 2006 hat nicht ganz die

Hälfte der arbeitslosen Frauen Arbeitslosengeld

bekommen, bei den arbeitslosen Männern liegt

dieser Wert bei 53% (Grafik 13). Gegenüber den

letzten Jahren ist hier ein deutlicher Rückgang zu

Weitere Sozialleistungen



erkennen. Auch bei der Notstandshilfe ist der Anteil

der bezugsberechtigten arbeitslosen Männer etwas

höher als bei den arbeitslosen Frauen. 

Einer Auswertung der Synthesis Forschungsgesell-

schaft zufolge ist der mittlere Anteil des Taggeldes

von Arbeitslosengeld beziehenden Frauen an jenem

der Männer von 70% im Jahr 1985 auf 80% im Jahr

2005 gestiegen. Bei NotstandshilfeempfängerInnen

lag dieser Anteil 2005 bei 78%, zwanzig Jahre zuvor

bei 73% (ohne tabellarischen Nachweis). 

97% DER KINDERBETREUUNGSGELDBEZIEHE-

RINNEN SIND WEIBLICHEN GESCHLECHTS

Bei dem längerfristigen Vergleich der Zahl der Per-

sonen, die Karenzgeld bzw. Kindergeld beziehen, ist

zu berücksichtigen, dass auch die gesetzlichen Rah-

menbedingungen Änderungen unterworfen waren.

Von 1990 auf 1995 hat sich die Anzahl der Karenz-

geldbezieherInnen um mehr als das Zweieinhalbfache

erhöht – zurückzuführen auf die Einführung des zwei-

ten bezahlten Karenzjahres (1992). Elternkarenz

kann seit Jänner 1990 entweder ausschließlich 

von einem Elternteil oder von beiden Elternteilen

abwechselnd in Anspruch genommen werden. 

Mit Jänner 2002 wurde das Kinderbetreuungsgeld

eingeführt. Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld

besteht, wenn für das Kind Anspruch auf Familien-

beihilfe gegeben ist. Besteht dieser Anspruch nicht,

dann müssen die Voraussetzungen gemäß dem

Karenzgeldgesetz erfüllt werden. 

Im Jahr 2006 bezogen laut zuständigem Bundes-

ministerium15 163.900 Frauen und nur 6.000

Männer Kinderbetreuungsgeld. Allerdings hat

sich die Zahl der Kinderbetreuungsgeldbezieher

verglichen mit 2003 mehr als vervierfacht. Der

Frauenanteil beträgt 96% und liegt somit trotz der

Zunahme der männlichen Kindergeldbezieher kaum

niedriger als im langjährigen Vergleich der Karenz-

geldbezieherInnen (Tabelle 46).

Zusätzlich erhielten 2006 noch 1.770 Personen

Karenzgeld; ebenfalls fast nur Frauen. 

15 In dieser Statistik einschließlich vor der Karenzzeit nicht beschäftigt gewesener Personen (Haushaltsführende, SchülerInnen, 
StudentInnen, Selbständige, geringfügig Beschäftigte und Arbeitslose).



Einkommen ist ein wichtiger Indikator für Lebenslagen

und Teilhabechancen in der Gesellschaft. Der Lebens-

standard einer Person hängt nicht nur von ihrem

persönlichen Einkommen (Erwerbseinkommen oder

Pensionen) ab, sondern vom Einkommen, das dem

Haushalt insgesamt zur Verfügung steht. In diesem

Abschnitt wird daher diese Größe betrachtet, wobei

auch die Zusammensetzung des Haushalts (Größe

und Altersstruktur) eine erhebliche Rolle spielt. 

Aus EU-SILC (Statistics on Income and Living 

Conditions), einer jährlichen Haushaltserhebung 

zu Einkommen und Lebensbedingungen, werden das

Haushaltseinkommen sowie Daten zur Lebenssitua-

tion, Ausstattung usw. ermittelt. Im Folgenden wird

dabei auf den unteren Rand der Einkommensvertei-

lung, auf die armutsgefährdete Bevölkerung, fokusiert.

Niedriges Haushaltseinkommen dient dabei als Indi-

kator für benachteiligte Lebenslagen.

ARMUTSGEFÄHRDUNG NACH GESCHLECHT 

UND LEBENSFORMEN

Als armutsgefährdet oder von Armutsrisiko betroffen

werden nach europäischer Konvention (Laeken-

Indikatoren) jene Personen bezeichnet, deren Pro-

Kopf-gewichtetes Haushaltseinkommen16 unter einer

Armutsgefährdungsschwelle von 60% des Medians

liegt. Für 2005 liegt der Median des Äquivalenzein-

kommens bei 17.993 Euro. Die Armutsgefährdungs-

Armutsgefährdung und manifeste Armut

16 Zur Gewichtung wird die so genannte EU-Skala (modifizierte OECD-Skala) verwendet: Eine allein lebende erwachsene Person wird
dabei als Referenzpunkt (=Konsumäquivalent) betrachtet und erhält ein Gewicht von 1. Der unterstellte Ressourcenbedarf steigt für
jede weitere erwachsene Person um 0,5 Konsumäquivalente. Jedes Kind unter 14 Jahren wird mit 0,3 Konsumäquivalenten gewich-
tet. Ein Haushalt mit Vater, Mutter und Kind hätte somit einen 1,8fachen Einkommensbedarf gegenüber einem Single-Haushalt.



schwelle betrug 2005 somit 10.796 Euro für einen

Einpersonenhaushalt, das sind rund 900 Euro pro

Monat. 2005 waren 12,3% der Bevölkerung armuts-

gefährdet (Tabelle 47 und Grafik 14). Hochgerechnet

auf die österreichische Gesamtbevölkerung liegt 

dieser Wert mit 95% Vertrauenswahrscheinlichkeit

zwischen 11,2% und 13,4% bzw. können zwischen

914.000 und 1,087.000 Österreicherinnen und

Österreicher als armutsgefährdet bezeichnet 

werden.

Die Frage, ob Frauen einem höheren Armutsrisiko

ausgesetzt sind, kann bei einem Vergleich der

Armutsgefährdungsquoten nach Geschlecht bejaht

werden. Der Nachteil der Frauen ist mit 11% Armuts-

gefährdung für Männer und 13% für Frauen aber

insgesamt relativ gering. Aussagen über Geschlech-

terunterschiede sind zwar möglich, aber gleichzeitig

auf Grund des Haushaltseinkommenskonzepts

inhaltlich beschränkt: Es lassen sich daraus keine

Schlüsse über die innerfamiliäre Aufteilung und 

Verwendung der Einkommen ziehen, jede Person 

im Haushalt teilt nach diesem Konzept den gleichen

Lebensstandard (derzeit gibt es keine Quellen über

innerfamiliäre Ressourcenaufteilung). Dennoch 

lassen sich bei einer Detailbetrachtung nach der

Haushaltsform erhebliche Unterschiede zwischen

Frauen und Männern aufzeigen.

Einpersonenhaushalte haben gegenüber Mehrper-

sonenhaushalten generell ein höheres Armutsrisiko.

Bei einem Vergleich von Einpersonenhaushalten

nach Geschlecht ist der Einkommensunterschied

zwischen Frauen und Männern beachtlich. Mit 23%

Armutsgefährdung liegen Single Frauen deutlich

über der Risikoquote von alleinstehenden Männern

(14%). 

Unterteilt man diese Haushalte weiter in Single-

Haushalte mit bzw. ohne Pension, findet man die 

folgenden geschlechtsspezifischen Armutsrisken: 

In Single-Haushalten ohne Pension bei Frauen 19%,

bei Männern 15%. Insbesondere alleinlebende 

Pensionistinnen haben mit 25% ein sehr hohes

Armutsrisiko17 (Tabelle 47 und Grafik 14, Seite 56).

Eine zweite fast ausschließlich weibliche Lebens-

form, die mit hoher finanzieller Benachteiligung

gekoppelt ist, stellen Alleinerziehende (das sind zum

überwiegenden Teil Frauen) dar. Sie sind mit einer

Quote von 27% eine der Gruppen mit dem höchsten

Risiko, in Armut zu geraten.

VON MANIFESTER ARMUT BETROFFENE 

PERSONEN

Um den Zusammenhang zwischen niedrigem Ein-

kommen und benachteiligten Lebensbedingungen 

zu verdeutlichen, wird untersucht, bei welchen 

Personen beide Faktoren zutreffen: Bei 5% der

Bevölkerung, das sind rund 422.000 Personen, tritt

niedriges Einkommen gleichzeitig mit Deprivation in

zumindest einem zentralen Lebensbereich (Leistbar-

keit von grundlegenden Dingen des alltäglichen

Lebens, Wohnen, Ausstattung, Gesundheit) auf

(Tabelle 47). 

17 Die Vergleichgruppe der Single Männer mit Pension hat ein deutlich niedrigeres Risiko, allerdings ist hier die Interpretation auf-
grund der geringen Fallzahl schwierig. Daher ist diese Personengruppe in Grafik 14 nicht enthalten. PensionistInnen in Mehrpersonen-
haushalten haben mit 10% sogar ein unterdurchschnittliches Armutsrisiko.



Das niedrige Einkommen wird auch in der Lebenssi-

tuation sichtbar, sodass von manifester Armut

gesprochen wird. Manifeste Armut tritt ebenso wie

Armutsgefährdung in bestimmten Haushaltskonstel-

lationen häufiger auf: Am stärksten betroffen sind

Alleinerziehendenhaushalte (13% manifeste Armut),

alleinlebende Pensionistinnen (12%) und andere

weibliche Single-Haushalte (12%). 

Zu einem ebenfalls überdurchschnittlichen Prozent-

satz von manifester Armut betroffen sind Single

Männer (9% mit Pension, 7% ohne Pension), jedoch

ist der Unterschied zu den alleinlebenden Frauen

bereits deutlich. Bei den Familien sind neben den Allein-

erziehenden auch kinderreiche Familien (drei oder

mehr Kinder) häufiger manifest arm, nämlich zu 7%. 

ARMUTSGEFÄHRDUNG NACH 

ERWERBSTÄTIGKEIT DER FRAUEN

Bei einer konstant hohen Erwerbsbeteiligung der

Männer (unabhängig von der Haushaltszusammen-

setzung) ist es in Familien für das Erreichen eines

Lebensstandards über der Armutsgefährdungs-

schwelle vielfach ausschlaggebend, ob sich auch die

Frauen am Erwerbsleben beteiligen (können). Wenn

die Frau erwerbstätig ist, reduziert sich das Armuts-

risiko um die Hälfte oder mehr gegenüber jenen

Haushalten, in denen eine Frau im Erwerbsalter 

keiner Erwerbstätigkeit nachgeht (Tabelle 48). In fast

allen Lebensformen kann das Armutsrisiko durch

Erwerbstätigkeit der Frauen unter den Bevölkerungs-

durchschnitt von 12% gebracht werden. Ist die Frau

nicht erwerbstätig, sind beträchtliche Steigerungen

des Risikos festzustellen – beispielsweise ist in

Mehrpersonenhaushalten mit zwei Kindern das

Risiko dann dreimal so hoch (6% zu 18%). Ausnah-

men sind Haushalte von Alleinerzieherinnen und

Haushalte mit drei oder mehr Kindern – hier ist auch

bei Erwerbstätigkeit der Frauen eine überdurch-

schnittliche Armutsgefährdung (21% bzw. 13%) 

vorhanden.
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ERLÄUTERUNGEN



ERLÄUTERUNGEN

. Keine Daten verfügbar bzw. nicht sinnvoll 

auszuweisen.

- Keine Besetzung in diesem Tabellenfeld.

0,0

Schon Besetzung in diesem Tabellenfeld, aber Wert

sehr klein (z.B. 0,02).

Anstaltsbevölkerung: 

In Mikrozensus-Jahresdurchschnittswerten und

Daten der Volkszählung ist die in Anstalten (v.a. Pen-

sionistenheime) lebende Bevölkerung enthalten,

nicht aber bei Mikrozensus-Sonderprogrammen und

der Arbeitskräfteerhebung.

Äquivalisiertes Haushaltseinkommen: 

Das verfügbare Jahreshaushaltseinkommen wird

durch die Summe der Personengewichte im Haus-

halt dividiert. Die Personengewichte werden auf

Basis der EU-Skala berechnet. Erwachsene: erste

Person = 1,0; zweite und jede weitere Person = 0,5;

Kinder jünger als 14 Jahre = 0,3.

Arbeitskräfteerhebung: 

Sonderprogramm des Mikrozensus jeweils im März

des Jahres nach EU Vorgaben (seit 1995 bis

2003), ab 2004 kontinuierliche Erhebung.

ArbeitslosengeldbezieherInnen: 

Arbeitsuchende müssen der Arbeitsvermittlung zur

Verfügung stehen, die Anwartschaft erfüllt und die

Bezugsdauer noch nicht erschöpft haben.

Arbeitslosenquote: 

Anteil der Arbeitslosen an den Erwerbspersonen

(EU-Definition). Vorgemerkte Arbeitslose in % des

Arbeitskräfteangebotes (= unselbständig Erwerbs-

tätige und vorgemerkte Arbeitslose; Arbeitsmarkt-

service-Definition).

Arithmetisches Mittel (Durchschnitt) 

des Einkommens: 

Summe aller Einkommen einer Gruppe, geteilt durch

die Anzahl der EinkommensbezieherInnen dieser

Gruppe.

Armutsgefährdung: 

Alle Personen, deren äquivalisiertes Haushalts-

einkommen unterhalb eines festgelegten Schwellen-

wertes (60% des Medians = Armutsgefährdungs-

schwelle) liegt, gelten als armutsgefährdet.

Armutsgefährdungsquote: 

Maß für die Häufigkeit der Armutsgefährdung 

definiert als Anteil der Personen, die unter der

Armutsgefährdungsschwelle liegen, an der Gesamt-

bevölkerung.

Armutsgefährdungsschwelle: 

Der Betrag des äquivalisierten Haushaltseinkom-

mens, der die Grenze für Armutsgefährdung bildet.

Bei äquivalisierten Haushaltseinkommen unter die-

sem Schwellenwert wird Armutsgefährdung ange-

nommen, nach Eurostat-Definition bei 60% des

Medians des äquivalisierten Haushaltseinkommens.

Der Betrag für diese Schwelle liegt 2005 bei

10.796 Euro (äquivalisiertes Haushaltseinkommen,

d.h. für einen Einpersonenhaushalt gerechnet).

AusländerInnen: 

Personen mit ausländischer Staatsbürgerschaft.

Bruttojahreseinkommen: 

Bruttojahresbezüge gemäß § 25 Einkommensteuer-

gesetz (EStG).

Bruttojahreseinkommen 2: 

Im Unterschied zum „normalen“ Bruttojahresein-

kommen (Summe aller Bruttobezüge gemäß § 25

EStG) werden bei diesem Einkommensbegriff Einmal-

zahlungen abgezogen (d.h. die mit festen Sätzen

besteuerten Bezüge gemäß § 67 Abs. 3 bis 8 EStG).

Das sind vor allem Abfertigungen sowie Urlaubs-

entschädigungen und –abfindungen. Es soll eine



bessere Vergleichbarkeit zwischen verschiedenen

Personengruppen ermöglicht werden, da nur regel-

mäßige Einkommen einander gegenübergestellt

werden.

Deprivation: 

mangelnde Teilhabe in zentralen Bereichen der

Lebensführung (Heizen, Kleidung, Ernährung…), bei

der Ausstattung mit Konsumgütern, bei Gesundheit,

Wohnen und Wohnumfeld.

Ehepaare: 

Einschließlich Lebensgemeinschaften.

Erhaltene Personen: 

Alle Personen, die über kein eigenes Einkommen

(aus Erwerbstätigkeit, Pension usw.) verfügen, z.B.

ausschließlich Haushaltsführende, SchülerInnen,

StudentInnen, Kinder im Vorschulalter etc..

Erwerbspersonen (oder Berufstätige): 

Erwerbstätige und Arbeitslose.

Erwerbsquote: 

Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige und

Arbeitslose) an der Wohnbevölkerung bzw.

bestimmter Gruppen der Wohnbevölkerung.

Erwerbstätige (oder Beschäftigte): 

Unselbständige, Selbständige und mithelfende 

Familienangehörige.

Erwerbstätigenquote: 

Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung im 

erwerbsfähigen Alter.

EU-SILC= Community Statistics on Income and

Living Conditions: 

Gemeinschaftsstatistiken über Einkommen und

Lebensbedingungen. STATISTIK AUSTRIA – Armut

und soziale Eingliederung.

EU-Skala (=modifizierte OECD-Skala): 

Als Fixbedarf wird ein Gewicht von 0,5 angenom-

men, weiters erhält jede erwachsene Person ein

Gewicht von 0,5 und Kinder unter 14 ein Gewicht

von 0,3 (60% eines Erwachsenenäquivalents).

Familie: 

Ehepaare (einschl. Lebensgemeinschaften) mit oder

ohne Kindern bzw. Alleinerziehende mit Kind/ern.

Gender Pay Gap (GPG): 

Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied. 

Der GPG-Strukturindikator gibt jenen Prozentsatz

wieder, um den Frauen pro Arbeitsstunde brutto

weniger verdienen als Männer.

Geringfügig Erwerbstätige: 

Sind nur in der Unfallversicherung pflichtversichert,

ihr Einkommen darf die Geringfügigkeitsgrenze nicht

überschreiten (1996: 3.600 S, 1997: 3.470 S,

1998: 3.830 S, 1999: 3.899 S, 2000: 3.977 S,

2001: 4.076 S, 2002: 301,54 €, 2003: 309,38 €,

2004: 316,19 €, 2005: 323,46 €, 2006: 

333,16 €/Monat).

Gesamtscheidungsrate: 

Ehescheidungen, bezogen auf jene Eheschließungs-

jahrgänge, aus denen sie stammen.

Hochschulverwandte Lehranstalten: 

z.B. Pädagogische Akademien.

Index: 

Verhältniszahl, um zwei Werte miteinander zu ver-

gleichen. Dabei wird die Basiszahl gleich Hundert

gesetzt.

Interquartilsabstand (IQA): 

Maß zur Beschreibung der Streuung von Einkommen.

Der IQA gibt in absoluten Zahlen die Differenz zwi-

schen dem ersten und dem dritten Quartil wieder

und beschreibt somit die Spannbreite, in der sich

die mittlere Hälfte der Einkommen bewegt. Da die

Höhe des IQA positiv mit dem Median korreliert,

kann die relative Streuung der Einkommen durch

den Quotienten aus IQA und Median beschrieben

werden.

Kinder: 

Alle mit ihren Eltern im selben Haushalt lebenden

leiblichen, Stief- und Adoptivkinder, die selbst noch



nicht verheiratet sind bzw. selbst noch keine Kinder

haben – ohne Berücksichtigung des Alters und der

Erwerbstätigkeit.

Labour-Force-Konzept (LFK): 

Als „erwerbstätig“ zählen jene Personen, die in der

Bezugswoche eine bezahlte Tätigkeit im Ausmaß

von mindestens einer Stunde ausgeübt oder als mit-

helfende Familienangehörige gearbeitet haben; inkl.

Präsenz-, Zivildienst sowie Elternkarenz (im Mikro-

zensus seit 1994 ausgewiesen); inkludiert sind

natürlich auch jene Personen, die in der Bezugs-

woche gerade nicht gearbeitet haben (Krankheit,

Urlaub usw.), sonst aber erwerbstätig sind. Seit

1994 wird im Mikrozensus auch das international

für Arbeitsmarktstatistiken übliche Labour-Force-

Konzept angewandt, das verstärkt Teilzeitbeschäfti-

gung und geringfügige Tätigkeiten erfasst und

höhere Erwerbstätigenzahlen und, trotz niedrigerer

Arbeitslosenzahlen, auch höhere Werte für

Erwerbspersonen ergibt.

Lebensunterhaltskonzept (LUK): 

Als „erwerbstätig“ zählen Personen mit einer

wöchentlichen Normalarbeitszeit von mindestens

12 Stunden; inkl. Präsenz- und Zivildienst sowie

Elternkarenz. Das Lebensunterhaltskonzept war bis

1993 das einzige für Erwerbstätigkeit und Arbeits-

losigkeit verwendete Konzept und entspricht weit-

gehend auch jenem der Volkszählung.

Manifeste Armut: 

Armutsgefährdung und Deprivation in zumindest

einem Bereich treten gemeinsam auf.

Median (mittlerer Wert) des Einkommens: 

Alle EinkommensbezieherInnen einer Gruppe wer-

den nach der Höhe ihres Einkommens geordnet.

Der Median ist jener Wert, unter bzw. über dem das

Einkommen von jeweils der Hälfte der Einkommens-

bezieherInnen liegt. Der Vorteil des Medians besteht

darin, dass ihn extrem hohe bzw. niedrige Einkom-

mensfälle nicht beeinflussen.

Mikrozensus: 

Vierteljährliche Stichprobenerhebung von 1967 bis

2003. Ab 2004 kontinuierliche Stichprobenerhe-

bung. Ab 1994 wurden die Daten des Mikrozensus

aufgrund der Ergebnisse der Volkszählung 2001

neu hochgerechnet. Dadurch können sich gegen-

über früher publizierten Zahlen geringe Veränderun-

gen ergeben.

Mithelfende Familienangehörige: 

Personen, die im Betrieb eines Haushaltsmitgliedes

arbeiten, ohne dass ein regelmäßiger Geldlohn in

der für Unselbständige üblichen Höhe gezahlt wird.

Nettojahreseinkommen: 

Bruttojahresbezüge gemäß § 25 Einkommensteuer-

gesetz (EStG), abzüglich 

der insgesamt einbehaltenen Sozialversicherungs-

beiträge und der insgesamt einbehaltenen Lohn-

steuer (vor Arbeitnehmerveranlagung).

Normalarbeitszeit: 

Die bei Unselbständigen durch Gesetz, Kollektiv-

oder Einzelvertrag festgelegte Arbeitszeit. Selbstän-

dige und Mithelfende haben die im Durchschnitt 

der letzten vier Arbeitswochen vor der Erhebung

geleistete Arbeitszeit anzugeben.

NotstandshilfebezieherInnen: 

Arbeitslose, die den Anspruch auf Arbeitslosengeld

oder Karenzgeld erschöpft haben, arbeitsfähig und

arbeitswillig sind und sich in Notlage befinden, kön-

nen auf Antrag Notstandshilfe beziehen.

Privathaushalt: 

Besteht aus einer einzelnen Person, die eine eigene

Hauswirtschaft führt bzw. aus zwei oder mehreren

Personen, die gemeinsam eine Wohnung benutzen



und eine gemeinsame Hauswirtschaft führen 

(Housekeeping-Unit-Konzept). Bei der Volkszählung

2001 wurden die Privathaushalte nach dem 

Wohnparteien-Konzept definiert.

Pro-Kopf-gewichtetes Haushaltseinkommen oder

Äquivalenzeinkommen: 

Das verfügbare Haushaltseinkommen je Haushalt

wird durch die Summe der Gewichte auf Basis der

EU-Skala dividiert.

Prozentpunkte: 

Absolute Differenz der Prozentzahlen.

Prozent-(Relativ-)zahlen: 

Die einzelnen Tabellenpositionen werden zu den

jeweiligen Positionen der Vorspalte in Beziehung

gesetzt (überwiegende Berechnungsart). Werden

die einzelnen Tabellenpositionen zu den Positionen

der Summenzeile in Beziehung gesetzt, ist dies an

der zusätzlichen Summenzeile „100,0“ erkennbar.

Im Text überwiegend nur ganzzahlig ausgewiesen

(Ausnahme: Einkommen).

Quartile (25, 50, 75%): 

Die aufsteigend geordneten Einkommenswerte 

werden in vier gleich große Massen eingeteilt. Das

erste Quartil (25%) ist dann jener Wert, unter 

dem das Einkommen von 25% der Einkommensbe-

zieherInnen liegt; analoges gilt für 50 bzw. 75%.

Selbständige: 

Personen, die eine Erwerbstätigkeit auf eigene

Rechnung ausüben.

Teilzeiterwerbstätige: 

1975-1983: Erwerbstätige mit einer Normalar-

beitszeit von 14-36 Wochenstunden, 1984-1990:

13-35 Wochenstunden, seit 1991: 12-35 Wochen-

stunden (Lebensunterhaltskonzept) bzw. seit 1994:

1-35 Wochenstunden (Labour-Force -Konzept).

Teilzeitquote: 

Anteil der Teilzeiterwerbstätigen an den Erwerbstä-

tigen insgesamt bzw. an einer bestimmten Gruppe.

Verfügbares Haushaltseinkommen: 

Zur Berechnung der Haushaltseinkommen wird die

Summe aller Erwerbseinkommen im Haushalt zuzüg-

lich Kapital-erträgen und Pensionen sowie allfälliger

Sozialtransfers gebildet. Nach Abzug von Steuern

berechnet sich das Nettohaushaltseinkommen. Das

verfügbare Haushaltseinkommen errechnet sich

dann nach Abzug und Hinzurechnung von Unter-

haltsleistungen und sonstiger Privattransfers zwi-

schen den Haushalten.
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